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Atomkraftwerke: Kernlose
Energiediskussion

Das ist der 5. festgenommene NDP-Schläger(Pfeil), dessen Identität nach
wie vor unbekannt ist.

Arena-Nachlese:

Polizisten, NDPler
und andere Zufälle

geht, die einzig von Profitinteressen
einiger Konzerne bestimmt sind.
Das Ziel der Produktion ist nämlich
nicht, einen Gebrauchswert (Ener
gie) zu schaffen, sondern das Kapi
tal zu verwerten. Nach dieser Lo
gik ist es "wirtschaftlich vernünftig",
einen Kohlenbergbau zuzusperren,

Fortsetzung auf Seite 4 D{)

2Artikel auf Seite

Diese Argumentation kann in jedem
Punkt widerlegt werden:

Erstens sind Atomkraftwerke nicht die
einzige Möglichkeit, den Energiever
brauch zu steigern (siehe Broschüre
der Initiative österreichiseher Atom
kraftwerksgegner). Sie sind nur dann
die "einzige Möglichkeit", wenn
man von "Rentabilitätskriterien" aus-

3. Wir müssen das Wirtschaftswachs
tum steigern, weil wir nur so Ar
beitsplätze, Lebensqualität und
Wohlstand sichern können.

Daher: "Wir" brauchen Atomkrafwer
ke.

2. Wir müssen den Energieverbrauch
steigern, weil wir nur so das Wirt
schaftswachstum sichern können.

Daß die geplanten Atomkraftwerke
Gesundheit und Sicherheit der Volks
rnassen gefährden, interessiert uns
in diesem Zusammenhang nicht.

Daß die Befürworter baden gingen,
liegt nicht an dem "unsachlichen Ver
halten" der Gegner im Saal, auch
nicht an der "schlechten Vorberei
tung der Wirtschaftsreferenten" (PRES
SE), sondern an der Unhaltbarkeit
ihrer Argumente. Diese laufen im
allgemeinen auf folgendes hinaus:

1. Kernkraftwerke sind die einzige
Möglichkeit, den Energieverbrauch
zu steigern.

"Ein Fiasko, ein enttäuschender
Abend" (KURIER) - ein Fiasko für
die Kernkraftwerkbefürworter, denen
"die Argumente ausgingen" (PRESSE),
ein Fiasko für die Regierung, die
mitansehen mußte, daß ihr sorgsam
ausgetüftelter Fragenkatalog (der den
entscheidenden Fragen auswich und
unsere Gesundheit an die letzte Stel
le stellt) über den Haufen geworfen
wurde.
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Zu guter letzt wurde von offizieller
Stelle bekannt, daß alle Verfahren
wegen Steuerhinterziehung auf eine
Person des Arena-Komitees konzen
triert werden sollen.

Anfangs beschränkte sich die Polizei
auf die Terrorisierung der Besucher.
Nummerntafeln von abgestellten
Autos wurden entfernt, Fahrzeugkon
trollen mit bis zu zweistündiger ( !)

Dauer vor dem Gebäude durchgeführt .
Doch das war ihnen zu wenig. In der
Folge kam es zu einer Reihe "Zu
fällen", die mehr als merkwürdig
erscheinen.

eine Privatdetektei eingeschaltet,
die Arena -Besucher zwecks Besitz
störungsklage fotografierte. Sie forsch
te auch die Firmen aus, die Notstrom
aggregate an die Arena-Besetzer ver
mieteten, worauf diese von der ge
meindeeigenen WIBAG informiert
wurden, sie sollten die Mietverträge
schleunigst stornieren, da sonst "für
die Sicherheit der Geräte nicht garan
tiert werden kann. "

Am 2.9.1976 erhielt das Arena
Komitee bereits am Vormittag die
Information, daß heute abend "was
los sei". Als gegen 23 Uhr beim
Arena - Wirt auf dessen Provokat ion
hin prompt eine Schlägerei ausbrach,
waren innerhalb einer viertel Stunde,
die sonst nicht ganz so flinken Einsatz
kommandos mit insgesamt 60 Stahl
helmmännern zur Stelle. Ebenso zu
fällig blieben die Beteiligten an der
Schlägerei, obwohl der Polizei be
kannt, auf freiem Fuß. Es waren mit
wenigen Ausnahmen dieselben, die
einige Zeit später mit je 500 Schil
ling im Sack die NDP bei ihren zwei

"Zufall" NI'. 1:

Nach der Räumung des Geländes sag
te die Gemeinde zu, für die nunmehr
obdachlosen Arena-Bewohner Ersatz
wohungen bereitzustellen, was dann
"vergessen" wurde.

Polizei:
Provokation,
NDP und ...?

In der letzten Nummer von "offensiv
links" haben wir versucht, ausführlich
die Entwicklung der Arena-Bewegung
und die Politik der Gemeinde in der
Öffentlichkeit einzuschätzen. Der
Kampf gegen die Arena wurde jedoch
auf verschiedensten Ebenen geführt.
die als Lehrbeispiele für weitere Ak
tionen erwähnt werden sollten.

Polizisten, NDPler
und andere Zufälle

isolieren, kaum erreicht. Schon wirk
samer waren die Kampagnen des SP
Nationalrats und Schöps-Geschäfts
führers Heindl, der mit "Informatio
nen" über Attentate auf Schöps-Filia
1en und ähnlichen Greuelmärchen die
SP- Bezirksorganisationen mit seinem
sauberen Kulturverständnis vertraut
machte.

Auch in der ersten Zeit der Besetzung,
als Frau Stadtrat Sandner die Arena in
Interviews noch an ihre mütterliche
Brust nahm, und erst recht im späteren
Verlauf waren die Anstrengungen der
Gemeindebürokratie gegen die Arena
beträchtlich:

Gemeinde:
Dreckschleuder,
Privatdetektive
und
gerichtliche Verfolgung

Nach dem Verkaufsbeschluß und dem
Abschalten von strom, Wasser und
Telefon, das immerhin einige
100.000, - Schilling kostete, wurde

Schon in den ersten Wochen wurden
Verwaltungsstrafverfahren gegen 30

Künstler, die in der Arena auftraten,
eingeleitet. Sie haben ihren Zweck,

Kulturschaffende von der Arena zu

Fortsetzung von Seite 1

Karl Marx *

weil wir Widersprüche auf
decken, Erfahrungen ins
Bewußtse in rufen, Proble
me verallgemeinern, die
die Überlehtheit, ja Le
bensgefähr lichkeit des Ka
pitalismus offenlegen 
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann
ten sozia listisc hen Länd er
auch als solche kennzeich
nen.

Nunentlich gezeichnete Artikel geben
die Meinung des Autors wieder. Mit
Initialen gezeichnete Artikel geben
die Meinung der Redaktion wieder.
Ungezeichnete Artikel sind Organisa 
tionsmeinung.
Einzelpreis: S 5,-
Abonnement: S 50,- (jährlich).

Eige ntümer, Herausge bel', Verleger
und Vervielfältiger: Bewegung für
Soz ialism us (föj). Für den Inhalt im
Sinne des Pressegesetzes verantwort
lich: Alfred Prand!. Alle: 1040

Wien. Belvederegasse 10.

Redaktion: 1020 Wien, Franz Hoch

edlingergasse 6 (im Hof'
Telefon: 3383374

Vertrieb: 1040 Wien, Belvederegasse
10, Telefon: 651952.

offensiv links - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Be

wegungen für den Soz ialis
mus.

offensiv, weil Verhältnisse, die
drücken. sich nicht von
se1bst ändern.

1 i n k s I

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
..• man muß diese versteinerten Ver
hältnis~e dadurch zum Tanzen brin
gen, daß man ihnen ihre eigene
Melodie vorsingt!

2 offensiv links



Alfred Baal', der 4. Festgenommene, nach seiner Verhaftung im Polizei

wagen. Der Einsatzleiter (links im Bild) hätte seine Verhaftung eigentlich
sehen müssen, wenn er ein bißehen nach rechts geschaut hätte ...

Gegen Baal' läuft auf Grund deI' Anzeigen der Arena - Leute ein Verfahren
wegen schwerer Körperverletzung (er schlug Regina W. nieder).

"Zufall" NI'. 4 :

\JJ1R SINjI

UM6EWGF.:.N.'!!

Für Abonnements ist weiterhin der
Ver tri e b, 1040 Wien, Belvedere
gasse 10, Telefon 65 1952 (8 - 14
Uhr) zuständig.

Red akt ion und D r u c k e r e i
befinden sich ab nun in 1020 Wien,
Franz Hochedlingergasse 6 (im Hof),
Telefon 33 83 374. Manuskripte und
Papierspenden bitte an die neue
Adresse!

Unser Drucker ersucht dringlichst, die
Telefonnummer 33 83 374 untertags
nur für die Druckerei betreffende
Anfragen zu benutzen. Für alle ande
ren Informationen, Mitteilungen und
Anfragen ist der J 0 u I' n a I die n s t
der Bewegung für Sozialismus(föj)
zuständig ( Montag bis Freitag
8 bis 14 Uhr Tel. 65 19 52

14 bis 20 Uhr Tel. 34 67 145 )

*Detlev Hermann

ausgewiesen und sei von einem "un
achtsamen" Beamten freigelassen wor
den, über den Verbleib des fünften
Verhafteten wisse man nichts .•.

Am 28.9.1976 war wieder "was los".
Schon am Abend kam es zufällig zu
Auseinandersetzungen, doch zog die
Polizei unverrichteter Dinge wieder
ab. In der Nacht konnte sie jedoch
bei einer Fahrzeugkontrolle vor dem
Gelände eine Pistole" entdecken ".
Daraufhin waren - wie es bei einer
Routinekontrolle eines PkW so üblich
ist - die anwesenden siebzig Beamten
gezwungen, sidJ mit Maschinenpisto
len gegen die fünf "Angreifer" zu
verteidigen, die sich nach den Grün
den dieses Besuches der Polizei erkun 
digen wollten. Einer der Leute, Kon
rad Niernsee, zog sich bei diesem Ge
spräch mit der Polizei Rippenprellun
gen, Rißquetschwunden und eine An
zeige wegen Widerstandes gegen die
Staatsgewalt zu. Er habe sich auf den
Boden gelegt, und so seine ordnungs
gemäße Verhaftung verhindert. Wie
er zu den Verletzungen gekommen
sei, konnte sich niemand erklären.

"Es ist unmöglidI, daß wir ihn ge
schlagen haben, wir hatten in der
einen Hand die Maschinenpistole, in
der anderen die Handschellen", gaben
die Polizisten zu Protokoll. ...

Überfällen auf die Arena "begleite
ten".

"Zufall" Nr. 2:

Es kam auf dem Arena-Gelände min
destens zehnmal zu offensichtlich or
ganisierten Brandlegungen, die mit
Ausnahme des Großbrandes im Sim
meringer- Haus durch die Aufmerk
samkeit der Besetzer rechtzeitig ge
löscht werden konnten. Weil "keine
Gefährdung vorlag" (Polizei) wurden
auch die Brandleger nicht weiter be
helligt.

"Zufall" Nr. 3:

Am 9.9.1976 und 10.9.1976 beka
men die Arena- Besetzer wieder die
bekannten Anrufe, die recht zuver
lässig "Zwischenfälle" ankündigten.
Beim ersten Überfall der NDP gab es
zwei Verletzte, beim zweiten eben
falls, aber diesmal setzten sich die
Besetzer zur Wehr und hielten fünf
der Angreifer fest, die der Polizei
übergeben wurden. Obwohl einer der

Verhafteten, Manfred Luxbacher,
ein polizeibekanntes NDP-Mitglied
ist, der wegen eines Brandanschlages
auf ein Polizeikommissariat noch zu
sitzen hat, sprach der Polizeipresse
dienst von "Schlägerei unter Arena
Besetzern " und interessanterweise von
nur drei Verhafteten. Zufällig gab es
diesmal Fotos aller fünf verhafteten
NDP-Leute bei ihrer Festnahme und
diese wurden dem Bürgermeister und
dem Polizeipräsidenten vorgelegt.
Trotz dieser Beweise hielt der Stadt
hauptmann des Kommissariats Land
straße seine Versio n aufrecht; "Es

waren nur drei Verhaftete, die Zahl
fünf ergibt sich dadurch, daß die
zwei verletzten Arena-Leute, die
auch abtransportiert wurden, hinzu
gezählt worden sind. " Er dementier
te auch weiterhin gegenüber der Pres
se, daß es sich um einen NDP-Über
fall handelte, obwohl es aktenkundig
ist, daß sogar Norbert Burger bei die

ser Aktion anwesend war.

Die nächste Version, nachdem auch
er die fünf Fotos vom Wiener Polizei
präsidenten Reidinger übermittelt be

kam, war noch fadenscheiniger:
Die zwei der fünf Verhafteten seien
bei der Aufnahme der Personalien
"... im Gewirr der etwa dreißig Poli 
zeibeamten "entwischt. Zufällig hat
das Kommissariat Landstraße 2 gesi
cherte Türen, die ohne Auswei~leistung

nicht passiert werden können. Alfred
Baal', das bekannte NDP-Mitglied,
habe sich mit einem Wehrdienstbuch

offensiv links 3
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'nnsbruck:
Regierungsveranstaltung
umfunktioniert

Fortsetzung von Seite 1

Atomkraftwerke: Kernlose
Energiediskussion

Bei der Innsbrucker Regierungsveran
staltung über Atomkraftwerke mußten
die Veranstalter ihre Taktik ändern.
Nachdem bei der zweiten Veranstal
tung in Linz die Atomkraftwerks
Gegner das Podium besetzt hatten
und einen neuen Diskussionsleiter ge
wählt hatten,um auch einmal zu Wort
zu kommen, mußte den Gegnern in
lnnsbruck schon im voraus m ehr Platz
eingeräumt werden. So konnte die
Innsbrucker Bürgerinitiative, die zwar
erst seit vier Wochen existiert, doch
bereits 40 Mitarbeiter zählt, zwei
Referate bringen, die für den Charak
ter der Veranstaltung bestimmend
waren. Hatten erst verschiedene "Ex
perten" das Publikum mit einer Flut
von Statistiken, Diagrammen und
Wahrscheinlichkeitsberechnungen für
alles mögliche regelrecht überrollt,
kamen erst bei diesen zwei Referaten
und im Anschluß daran bei den zahl
reichen Wortmeldungen und Diskus
sionsbeiträgen von Gegnern die ent
scheidenden Dinge zur Sprache:

Atomkraftwerke sind beim heutigen
St and der Technik abzulehnen, weil

sie die Gesundheit und Sicherheit der
Bevölkerung gefährden - auf Grund der

laufenden Abgabe von Radioaktivität,
der Unfallgefahr und der ungelösten
Probleme der Abfallagerung.

Atomkraftwerke werden gebaut, nicht
weil sie not wend ig sind, sondern
weil sie für die Betreiber am profita
belsten sind. Schließlich auch, daß
eben bloß eine kleine Minderheit da
von profitiert, daß es aber die Masse
der Bevölkerung ist, die dabei mit
ihrer Gesundheit und ihren Steuer
geidern bezahlen muß.

Das überzeugte auch den Großteil des

Publikums (wie der Annahme zweier
Resolutionen zu entnehmen war), wo
durch die Propagandaveranstaltung der
Regierung erfolgreich zu einer Kampf
und Protestveranstaltung gegen Atom
kraftwerke in Österreich umfunktio
niert und der Widerstand dagegen
weiter ausgebaut und gefestigt wurde.

Bürgerinitiative der Atomkraftwerks

gegner Tirol.
Kontaktadresse : Winfried Fessler,
Höhenstraße 25a, 6020 Innsbruck.

4 offensiv links

weil er keinen Profit bringt (und da

mit hunderte Bergleute um ihren Ar
beitsplatz zu bringen und später zu
stundenlangen Pendelfahrten zu ver
urteilen und ganze Regionen veröden
zu lassen). Ebenso ist es dann "wirt
schaftlich vernünftig", Atomkraft
werke zu bauen, weil sie Profit brin
gen (und damit den Volksmassen
noch gar nicht absehbare Lasten für
die Zukunft aufzubürden).

Naeh dieser Logik ist es dann auch
gar nicht mehr absurd, wenn (wk in
der Diskussion festgestellt wurde) für
den Bau des Atomkraft\\'erkes und
den Brennstoffzyklus ein überwälti 
gender Teil der Energie aufgebraucht
wird, die das Atomkraftwerk er
zeugt. Diese absurde "Nettoenergie 
bilanz" ist dann wirtschaftlich "ver
nünft ig ", ~,'enn jed e Phase dieses
Kreislaufes Profit bringt (damit jede
Phase profitabel ist, hilft der Staat
kräftig mit Steuergeldern nach).

Zweitens: Es stimmt, dar~ das Wirt·
schaftswachstum der letzten Jahre
immer von einer Steigerung des Ener
gieverbrauchs begleitet war. Aber:
Die Höhe des Wirtschaftswachstums
wird nicht durch das Energieangebot
bestimmt. Auch der Bau von zehn

Kernkraftwerken kann nicht das Wirt
schaftswachstum sichern, weil nie-

Die Lobby
Osterreichische Studlengesellscha!t

für Atomenergie (GesellschafterIist;')
Republik Osterreich, Akkumulatorenfabrik

Jungfer. Jungbunzlauer chem. Fabrik. Caliqua
Warmegesellschaft. Csernohorsky (Elektrowa
ren), Danubia (Zähler-, Meß- und Regelanlagen).
EIC (Elektr. Instrumente). Elin-Union, Ennskraft
werke. EternIt-Werke. Eumig, Gebr. Söllier. Ge
neral Atomic Europe. Genossenschaftliche Zen
tralbank. Hoechst Austria. IT"!'-Austria. Kabel
un~ Drahtwerke. Kärntner Elektrizitäts-AG.
KWlzda (chem. Fabrik). Metai1werk Plansee
Montanwerke Brixlegg. Negrelli-Bau AG. Neue
Reformbau. Newag, Oberösterreichische Kraft
werke, Osterreichisch-Aloine-Vontan Oster
reichische Brown-Boveri-Werke. Oster'reichische
Donaukraftwerke. Osterreichiscne Craukraft
werke. Verbundgesellschaft, OIAG, OMV,
Osterreichische Philips, Perll"!ooser Zement·
werke. Persil. Pharmakologische Untersuchungs
gesellschaft. Reaktorbau Forscllungs- LOnd Bau
gesellschaft. Schoeller-Bleckrnann-Stl:hlwerke.
Semperit. Shell-Austria, Sie!Tlens-O~terreich,

Simmering-Graz-Pauker. Sprec'>er & Schuh
IElektrizitätsanlagen). Steweag. Steyr-Daimler
Puch. Tauernkraftwerke. Verband der Elektrizi
tätswerke. Bankenverband. Ve'einigte Metall
werke RanShofen-Berndorf, VOEST. Il'!dustriel
lenvereinigung. Bundesländer-Versicherung. Vor
arlberger Illwerke. Waagner-Birö. Wiener Allianz
Versicherung. Wiener Metallware'1fabrik Smolka,
Wiener Elektrizitätswerke.

aus: "ECCO" 12/1974

mand das Wirtschaftssystem ,
in dem Krisen gesetzmäßig auftreten
das Wirtschaftswachstum sichern kann.

Es ist eine Tatsache, daR in der
letzten Krise nicht nur Nulll,achstum
eingetreten ist, sondern es sogar zu
einem absoluten Produktionsrüe k
gang gekommen ist, obwohl niemand
die Regierung an der Fortführung ihres
Kraftwerksausbauprogrammes gehin
dert hat. Oder ",urde irgendwo die
Produktion eingeschränkt, kurzgear
beitet, Arbeiter auf die Straße gewor
fen oder ein Betrieb stillgelegt, weil
zu wenig Strom da war? Oder tritt
dieser Fall nicht vielmehr immer
dann ein, wenn infolge der anarchi
schen Wirtschaftsentwicklung die
Märkte verstopft sind, wenn der Un
ternehmer sein Kapital nicht mehr
profitaheI verwerten kann?

Weiter: Es ist durchaus denkbar, daß
in der Produktion weniger Energie
verbraucht wird. Dazu muß man sich
nur vor Augen führen, welche gigan
tischen Mengen an Energie, Rohstof
fen etc. in unserem Wirtschaftssystem
sinnlos verschwendet werden (siehe
ÖIAG-Broschüre. Seite 25, Porsche

Langzeitauto, ... ). Doch auch hier
muß man - viill man auf dem Boden
der Realität bleiben - immer fragen,
,\' e r verschwendet (in welchen Di
mensionen), wer trifft die ent schei
denden Entscheidungen und in "'- e s
sen Interesse werden sie getrof
fen. Schärfstem entgegentreten muß
man in diesem Zusammenhang dem
"unabhängigen" Finanzexperten
Knapp, der der Bevölkerung die
Sch uld an der Verschwendung in die
Schuhe schiebt. Tatsache ist, daß
der Durchschnittslohn heute weniger
wert ist als vor zwei Jahren.

Drittens: Steigendes Wirtschaftswachs·
turn heißt zwar erhöhte Produktion,
aber noch lange nicht Vermehrung
oder gar Sicherung der Arbeitsplätze.
Im Gegenteil erfolgt Produktionsstei
gerung im wesentlichen nicht durch
die Schaffung neuer Produktionsstät
ten, sondern durch die Einführung
neuer rationeller Techniken, bei de
nen durchwegs Arbeitskraft durch Ener
gie ersetzt wird. Auch Lebensqualität



und Wohlstand werden durch Wirt
schaftswachstum kaum gesichert, da
es im allgemeinen nicht die Masse
der Bevölkerung ist, die davon profi
tiert. Vielmehr bedeutet ständige
Ausweitung der Produktion erhöhte
Belastung der Umwelt durch Industrie
abfälle und -schadstoffe, andererseits
ist sie zum Teil erst möglich durch
die Erzeugung von qualitativ schlech
teren, kurzlebigen Gütern, die mit
"Lebensqualität " wohl nichts zu tun
haben.

Die Taktik der
Regierung in der
Aufklärungs
kampagne

Die Regierung befindet sich in einem
Dilemma. Denn sie will Atomkraft
werke bauen lassen, sie will, daß
Zwentendorf in Betrieb geht - das
stellt sie nicht einmal mehr zur Dis
kussion (vergleiche die eindeutigen
Äußerungen Kreiskys). In der Bro
schüre heißt es deshalb: "Nachdem
sowohl die Atomkraftwerk-Betreiber
als auch die Gegner bereits grundsätz
lich entschieden haben, kann es
heute nur mehr um die Durchsetzung
dieser Entscheidungen gehen. "

Da aber Atomkraftwerke für die Be
völkerung weder sicher noch wirt-

schaftlich sind, muß die Regierung
die Diskussion über diese Frage ein
schränken, möglichst unverständlich
und unentscheidbar machen. Sie muß
verhindern, daß sich die Menschen
eine eigene Meinung über Atomkraft
werke machen, zugleich aber heraus
strei chen, daß diskutiert wird. daß
Pro- sowie Kontrastimmen zu Wort
kommen und sie selbst, über den In
teressen stehend. die objektive, für
alle opportune Lösung zu finden ha
be. Diese wird dann eben im Parla
ment zur Abstimmung gebracht. Die
Regierung setzt also nicht auf das In
teresse der Menschen, sie sucht es
vielmehr einzuschläfern.

Davon zeugt auch die Broschüre:
Kernenergie - ein Pro blem unserer
Zeit. Es heißt dort auf Seite 68: ''Die
Informationskampagne Kernenergie
hat nicht das Ziel, eine vorherbe
stimmte Linie zu propagieren, ihr
Hauptzweck ist es, die Orientierung
zur Bildung einer eigenen fundierten
Meinung zu ermöglichen, ein Problem
bewußtsein zu schaffen. Gerade des
halb ist es von besonderer Wichtigkeit,
daß an den öffentlichen Diskussionen
sowohl skeptische Experten als auch
solche, die die Nutzung der Kernener
gie befürworten. teilnehmen wer-
den ... "

In diesem Sinne wird auch z. B. detail
liert aufgezählt, welche Faktoren die
Wirtschaftlichkeit der Atomkraftwerke
bestimmen (Kap. 1.3.2.). Nicht aber

wird gesagt, ob Atomkraftwerke wirt
schaftlich sind! Als ob die Betreiber
noch keine Berechnungen angestellt
hätten. Die Verfasser dieser Broschüre
spielen die ahnungslosen naiven Schäf
chen.

Wer nun die Broschüre in die Hand
bekommt, soll den Eindruck erhalten.
daß pro und kontra in der Kampagne
diskutiert und entschieden würden.
In der ersten Veranstaltung ist die
Regierung jedoch kein Risiko einge
gangen. So die pompöse Ankündi
gung der Kampagne, daneben aber
Verschweigen von Ort und Datum der
Diskussionen. Unentschiedene sind
am 14. gar nicht gekommen. Keine

Rede ist von Live-Übertragungen der
Diskussionen im Fernsehen. BIo ß die
Einleitung des Diskussionleiters wur
de übertragen. Das klang dann so:
"Braucht Österreich Kernkraftwerke?
Oder können wir ohne Kernkraftwer
ke auskommen? Droht eine Energie
lücke? Wenn ja, wie kann man sie
stopfen? Oder wird hier nur der Teufel
Energielücke an die Wand gemalt,
um einen Bund mit dem noch schlim
meren Teufel Kernkraft zu schließen,
wie die Kernkraftgegner meinen?

Wieso ist es überhaupt zu dieser De
batte gekommen. was ist der sozial
ökonom ische Hintergrund?

Es geht hier vor allem um die Bezie
hung zwischen Wirtschaftswachstum
und Energiebedarf. .~ ':vir sehen auch

Weitere Konta!<tadressen:

Dipl.lng. Elmar Heinzle, Leonhard
straße 61, 8010 Graz

Peter Pritz. stiftingtalslr. 51,
8010 Graz

Annemarie Lorbeer, Getreideg. 13/2
9020 Klagenfurt , Tel. 04222/807222

Dipl.lng. Herwig Kampi, Dehmg.6,
3400 weidling/Klosterneuburg
Tel. 02243/5521

Dr. Siegmund Priglinger, Lagerstr. 4,
4470 Enns. Tel. 07223/779

Fritz Fehlinger. Hafnerstr. 14.
4020 Linz. Tel. 07222/739143

Alois Hartl, Hagenau 50.
4963 St. Peter am Hart

Joseph Gerger. Wienerstr. 29.
2345 Brunn a.G., Tel. 02236/813132

Ursi Fürtler, Liebleitnerg. 5.
2340 Mödling, 02236/813132

Manfred Pum. Auerspergstr. 14,
5020 Salz burg , Tel. 06222/729537

Willibald Musch!<a. Postfach 251.
SOlO Salzburg

Manfred RUnzler, KeIlaweg 18.
6922 Wolfurt

**
TERMINE VON ARBEITSKREISEN
IN UND UM WIEN

Wien - jeden Dienstag. 19 Uhr

z. zt. Kath. Hochschulgemein'
deo 1010 Wien. Ebendorfer

str. 10

Mödling - jeden Donnerstag. 19.30h
Elisabethstr. (Fußgänger
zone) "~utswirtshaus"

Klosterneuburg - jeden Dienstag.
19.30 Uhr

Voll<sbank. Klosternb.

**
WEITERE REGIERUNGSVERANSTAL
TUNGEN DER "AUFKLÄRUNGS
KAMPAGNE-

Donnerstag. 24.11.1976. FELDKIRCH
"Energiewirtschaftliche Fragen der
Kernel1ergie in österreich"

Donnerstag. 9.12.1976. SALZBURG
"Beurteilung des Risikos von Kern
!<raftwer!<en"

Donnerstag. 13.1.1977, GRAZ
"Technische und betriebliche Sicher
heitsfragen -

Donnerstag, 27 .1.1977, WIEN
"GeselIschaftliche Auswirkungen und

Kontrolle des Betriebes von Keml<raft-
werken ..

Donnerstag, 17.2.1977. U'OBEN
"Belastungen aus Real<torbetrieb und
Brennstoffzy!<lus"

Donnerstag. 10.3.1977. KLAGENFURT
"Abwärmeproblemati!< "

Donnerstag. 24.3.1977, WIEN
"Biologisch -medizinische Fragen"

**LITERATUR:

allgemeine Einführung:

+ -Zum richtigen Verständnis der
Kemindustrie, 66 Erwiderungen "
(Autorengruppe), Oberbaumverlag
Preis S 55, -

+ Broschüre der Initiative ästell.
Atom!<raftwer!<sgegner - "Wie
ist das mit den Atom!<raftwer!<en
wir!<lichl" - Preis S 5. --, zu be
ziehen über Arbeitsl<reis Atomener
gie Wien oder Buchhandlung Herr
mann

+ Reihe politische ökologie. Verlag
Association. H. strohm. Hefte 2.3.4

spezielles:

+ "Die Spaltung des Kerns im Dienst
des Kapitals", Editora Queimada

+ Weish/Gruber "Radioaktivität und
Umwelt ", Gustav Fischer Verlag.
Stuttgart

+ H. Strohm "Friedlich in die Kata
strophe". Verlag Association
(Nachschlagwerk für Zahlen. Fa!<
ten. Zitate)

+ "Lieber aktiv als radioaktiv"
Wagenbach Politik 65

+ "Wyhl - kein Keml<raftwerk in
Wyhl und auch sonst nirgends",
inforrn - Verlag Freiburg
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In eigener Sache:

Zeitungswerbung
und linke Zeitungen

hier die Unbestimmtheit, die schon
die Broschüre kennzeichnet.

Auch der Ablauf der Diskussion selbst
war nichts weniger als demokratisch.
Zuerst zweistündige Podiumsdiskus
sion, dann Antworten der Experten
auf die Fragen aus dem Publikum,
ständige Einschränkung der Fragen
(Prager, Ökonom: "Wir können die
Frage der Stromkosten hier nicht dis
kutieren, wir sind keine Betriebswirt
schafter").

Für die Experten selbst war, mit Aus
nahme von Prof. Blau, dem es ein
echtes Anliegen ist, gegen den Bau
von Atomkraftwerken einzutreten und
Prof. Millendorfer, der auch dagegen
ist, der Abend wohl nur eine lästige
Pflichtübung. Im Grunde wurde nicht
einmal der Versuch gemacht, von der
Notwendigkeit der Atomkraftwerke
zu überzeugen - wen auch? Anwe
send waren im halbleeren Saal fast
nur Gegner, die Fernsehkameras waren
schon abmontiert. Die Bundesregie-
rung wird, laut Prager, einen Bericht
über die Ergebnisse der Diskussion er
halten - wahrscheinlich darüber, was
zu tun ist, damit die Sache in Zukunft
glatter über die Bühne gehen kann.*

Arbeitskreis Atomenergie, Universität
Wien.

, Kontaktadressen : Mag. Lidia Brand
stätter, Sobieskigasse 20, 1090 Wien,
Tel.: 23-47-894

Mag. Günther Pfaffenwimmer,
Burggasse 12/10, 1070 Wien,
Tel.: 93-40-472

~ine ~.,
~ durch

FI<lClI MAKOMASK I

Er<;,tl' A\I~l'!1ll'll1l'

t 'nla 11- lind ScliaJen"- V ('r~ Icht.'rllng~ -Cc$e llsc haft

HlIrP" l()·ln Wien, Siidtirnlerplatz 6

Tdefnn: f;~ ~7 ~17 I~}!'l/~l~)

PnvataJr('SH': 1100 WIen, Alauda~asse 7/29/14
Tdd,'n (;:~ "·l :\():!
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"Was steht zur Wahl - näheres in der
Werbung" verkündeten vor nicht lan
ger Zeit Plakatwände, Presse und Rund
funk, so unfreiwillig das bisher Rele
vanteste zur "Ideologiedebatte ", den
Unterschieden zwischen SPÖ und ÖVP
beitragend. Geworben wird aus ideolo
gischen oder ökonomischen Gründen,
wobei sich diese beiden Bereiche na
Wrlicherweise nicht trennen lassen,
aber unterschiedliche Gewichtung er
fahren.

Werbung mit ökonomischem Schwer
punkt dient dazu, die Umschlagszeit
des Kapitals zu verkürzen: Waren
kapital braucht eine bestimmte Zeit,
um in Geldkapital umgewandelt wer
den zu können, die Um lau f z e i t.
Das ist jene Zeit vom Ende der Her
stellung einer beliebigen Ware bis zu
ihrem Verkauf. In dieser Zeit bleibt
der Kapitalwert aber gleich - denn
nur durch die menschliche Arbeit im
Pro d u k t ion s pro z e ß wird Wert
geschaffen. Auf der anderen Seite
kann Warenkapital, solange es nicht
zu Geld geworden ist, nicht wieder
in den Produktionsprozeß investiert
werden. - Je kürzer die Umlaufzeit,
umso größer ist daher die Produktivi 
tät. Je kürzer die Umschlagszeit ,
die Summe aus Produktionszeit und
Umlaufszeit, umso schneller verwertet
sich das Kapital; umso schneller wird
- um es simpel auszudrücken - der
Kapitalist reich. "Der" Unternehmer
schlechthin trachtet daher durch Infor
mation und Beeinflussung der poten
tiellen Käufer seine Ware schneller
zu Geld zu machen - vor allem durch
Werbung. Die Kosten, die sie verur
sacht, bringen dem individuellen Ka
pitalisten zwar Bereicherung, setzen
aber - siehe oben - den Waren keinen
Wert zu. Sie bilden damit einen Ab
zug vom gesellschaftlichen Reichtum.
Die Notwendigkeit zu werben und durch
Werbung zu manipulieren wird aber
immer größer, je mehr der Markt auf
geteilt ist, je mehr die Ausweitung
der Produktion eines Unternehmers auf
Kosten der anderen Unternehmer erfol
gen muß. Eine Tatsache, mit der wir
im Kapitalismus leben müssen und von
der die meisten Zeitungen gut leben.

Zeitungen verkaufen sich also auf zwei
Märkten: an den Leser und an die
Werbetreibenden. Sie müssen es auch
zu einem gewissen Teil, da sich die
Produktionskosten dieser Branche lau
fend unverhältnismäßig erhöhen. Eine
Tageszeitung, die am anderen Mor
gen ja nur mehr Altpapier ist, würde
ohne Werbung zirka 9,- S kosten und
wäre damit vielen zu teuer.

Nun gibt es aber Inserate. die als
solche kenntlich gemacht sind und mit
dem redaktionellen Teil nichts zu tun
haben und Reklame. die aussehen soll,
als wäre sie ein Teil der Berichterstat 
tung. Letztere wird meist nur mit +
oder p.r. (public relations) gekenn
zeichnet - in einigen Fällen aber gar
nicht. Da ein Zeitungsunternehmen
im Normalfall profitorientiert wie
jeder andere kapitalistische Betrieb
ist, sucht es durch Sctreichwerbung
seine Einnahmen zu erhöhen, bzw.
Journalisten versuchen durch Schrei
ben von Gefälligkeitsartikeln ihr Bud
get aufzubessern. Resultat sind dann
die verschiedenen "Service-Artikel"
vom schöner Wohnen, über allerlei
Hobbies usw.

Werbung mit ideologischem Schwer
punkt wird von Zeitungsverlagen eben
falls angenommen, meist allerdings
nur solange dadurch die freie Profit
wirtschaft nicht angetastet wird. Das
ist auch ganz logisch so.

Linke Zeitungen, sofern es sich wirk
lich um solche handelt, prostituieren
sich selbstverständlich nicht durch ge
kaufte Artikel. Aber auch fortschritt
liche Publikationsorgane sind den ka
pitalistischen Gesetzmäßigkeiten un
terworfen. Ihre Produktion kostet
schlicht Geld. Ihr Verkaufspreis kann
andererseits gewisse Grenzen nicht
übersteigen, da ihre Leser zumeist
nicht zu den finanzstarken Kreisen
zählen. "offensiv links" löst
dieses Problem zum Teil dadurch, daß
es über einen einzigen (unter)bezahl
ten Beschäftigten, einen Drucker, ver
fügt. Den Differenzbetrag bringen wir
durch bezahlte Anzeigen bzw. Sub
ventionen herein. Die staatliche
Presseförderung betrug für dieses Jahr



Wir bringen im Folgenden einen Bericht über die Probleme
linker Politik am Arbeitsplatz.

Die Redaktion lädt zu weiteren Stellungnahmen ein!

Macht und Ohnmacht
der Beamten

Zum einen kann der politisch enga
gierte öffentlich Bedienstete - und da
rauf wird fälschlich oft die Hauptbeto
nung gelegt! -, da er in seinem un
mittelbaren Arbeitsbereich nur entmu
tigende und ernüchternde Zustände vor
findet, so reagieren. daß er seine Tä-

7
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tigkeit nur noch mit dem Minimum
an Arbeitsaufwand als "Job" ausübt
und sich in anderen Bereichen, in Ar
beitskreisen, deren Thema ihn gerade
interessiert, als "Anhängsel" in Orga
nisationen anderer Berufsgruppen und
ähnlicher Form betätigt. Dieser Aus
weg ist aber nur ein scheinbarer - so
bald das Engagement in irgendeiner
Weise manifest wird, ist der Engagier
te als einzelner. als politisch interes
siertes Individuum, den Repressions
maßnahmen seiner Vorgesetzten aus
gesetzt, ist in dieser Form natürlich
verwundbar und wehrlos und wird
schließlich seinen Posten verlassen
müssen, will er nicht von dem Druck
zerbrochen werden. Daher ist nur der
zweite Weg wirklich gangbar, näm
lieh die Organisation am Arbeitsplatz,
die Bildung einer Gruppe von Men
sehen in der gleichen Situation und
mit den gleichen Interessen - vor al
lem im Rahmen der Gewerkschaft.
Sicher ist hier erschwerend, daß z. T.
ein Zweifrontenkampf gegen Dienst
geber und reaktionäre Tendenzen in
der Gewerkschaft selbst geführt wer
den muß. Das Dur c h b r e ehe n der
Isolation am Arbeitsplatz
jedoch schafft zumindest im Ansatz
die Möglichkeit, durch solidarisches
Handeln den eigenen Standpunkt zu
verteid igen bzw. durchzusetzen.
Wichtig ist schließlich auch, daß
eine Auseinandersetzung mit den In
halten der beruflichen Tätigkeit für
jeden Linken eine zentrale Rolle spie
1en sollte, gerade in der stilatlichen
Verwaltung, wo in fast untrennbarer
Vermischung Funktionen der Unter
drückung und Verschleierung von
Machtverhältnissen mit Funktionen
objektiv notwendiger Dienstleistungen
an der Bevölkerung (auch diese natür
lich z. T. deformiert und pervertiert)
koexistieren und viele Ansätze für
eine schrittweise Veränderung gege
ben sind.

Damit diese letzteren freilich reali
sierbar werden, ist die Solidarität
und das Zusammenwirken der gesam
ten werktätigen Bevölkerung und nicht
nur der "fortschrittlichen Bürokraten"
erforderlich - es bringt noch nicht
viel, wenn Positionen der bestehen
den administrativen Hierarchie von
progressiven Beamten eingenommen
werden; entscheidend ist die Verän
derung und der Abbau dieser Hierar
chien durch das politische Handeln
aller Lohnabhängigen.

*Die Red aktion
nen.

wird die Annahme jeder Anzeige vor
her von der Redaktion oder der Leitung
der Bewegung für Sozialismus auf ihre
politische Vertretbarkeit diskutiert.
Wir halten aber unsere Leser für poli
tisch mündig, zwischen den gekenn
zeichneten Inseraten und dem redak
tionellen Text unterscheiden zu kön-

die Versuchung immer stärker, sich
nur noch auf eine Karriere um jeden
Preis zu konzentrieren. NUll sind in
der Tat die Risken groß, die politi
sches Engagement für Angehörige der
Hoheitsverwaltung, eines der Kernbe
reiche der Machtausübung und Kontrol
le von oben, mit sich bringt. Um
aber nicht in ungerechtfertigten Pessi
mismus zu verfallen, gilt es. sich vor
Augen zu halten, daß zwischen zwei
Arten von politischen Engagement
klar unterschieden werden muß:

~---

Zwischen Sparappellen und drohenden
Radikalenerlässen, Dienstpostenkür
zungen, Aufblähungen des Verwal
tung~apparatesund Kompetenzstreitig 
keiten ste11t der Bedienstete in der All
gemeinen Verwaltung, in den Mini
sterien und den nachgeordneten Dienst
stellen, vor der nicht immer leichten
Aufgabe, seiner Tätigkeit nachzuge
hen. Vor allem jene Genossen, die,
da man von revolutionärer Theorie
lind Praxis allein leider nicht lehen
kann, ihr Schicksal mehr oder weni
ger vertrauensvoll in die Hände von
Vater Staat gelegt haben, sind mit
der Notwendigkeit konfrontiert, die
Grenze zwischen Realismus und Oppor
tunism us immer wieder als Richtlinie
für das eigene Handeln festzulegen.

Durch wiederholte Frustrationen wird

30. 000, - S; ohnehin "kein Haus".
Trotzdem betrachten wir uns desh31b
nicht von der SP-Regierung gekauft,
wir glauben nur nicht, daß es beson
ders revolutionär ist, aus vermeidba
ren Gründen, die finanzielle Basis un-

serer Zeitung aufs Spiel zu setzen.

Eines ist freilich klar: "Public relations"
kann es nie geben. Darüber hinaus



ILehrerausbildung:

Sondervertragslehrer
unerwünscht

"Könnten wir nicht statt mit den langweiligen Birnen und Äpfeln einmal mit
nichteingestellten Sondervertragslehrern rechnen, Herr Professon"

Wie jedes Jahr wurden auch heuer al
le neu ins Dienstverhältnis übernom
menen Lehrer aus ganz Wien versam
melt und zur Begrüßung gebeten. Am
22. Oktober punkt zwölf Uhr wurden
die AHS-(Allgemeinbildende Höhere
Schulen=Mittelschulen -)Lehrer die-
sem Zeremoniell unterzogen. Amts
führender Präsident des Stadtschulra 
tes Hofrat Dr. Schnell gliederte seine
Rede im wesentlichen in zwei der Ein
schüchterung dienende Schwerpunkte.

Der erste, vermutlich ein Standard
thema solcher "Festreden", nämlich
die Betonung der erzieherischen Auf
gaben des Lehrers gegenüber den
mehr fachlich orientierten. - Indi
rekt nichts anderes als ein Appell zur
Erhaltung von Zucht und Ordnung.

Als zweiter Punkt seiner Rede stach
die "spezielle Behandlung" einer Min
derheit unter den anwesenden Leh
rern hervor: den Sondervertragsieh
rern unter ihnen wurde mehrmals na
hegelegt, baldigst, ja noch in die-
sem Jahr, die Lehramtsprüfung abzu
legen. Was gar nicht allen möglich
ist. Ansonsten sei ihnen Anfang
nächsten Jahres ihre Lehrverpflichtung
nicht mehr sicher.

Bezeichnenderweise will man gerade
von diesen Lehrern nichts wissen, die
am ehesten die gesellschaftliche Iso
liertheit ihrer Ausbildung, deren Ab
gehobenheit von der Praxis, zu durch
brechen imstande wären. Denn Lehr
auftritte und auch das Probejahr be
stehen ja nur aus streng kontrolliertem
Einpauken bestimmten Lehrverhaltens
und genau begrenzter Inhalte. Durch
Koppelung ihrer theoretischen Ausbil
dung mit Erfahrungen aus der Schul
wirklichkeit könnten die Sonderver
tragslehrer auch das Studium jener
Kollegen, die noch nicht unterrich
ten, etwas mit Lebenssaft würzen.
Aber gerade das ist ja nicht erwünscht!

Trotz mancher Bedenken, die diese

Rede Dr. Schnells ausgelöst haben
mag, konnten auch derlei Warnun
gen, die schon nach wenigen Wochen
"Probejahr" sehr eingeschüchtert wir

kenden Junglehrer nicht zu Stellung-
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nahmen bewegen, nicht einmal dem
eigenen "Banknach barn" gegen übe r.
Eine Stecknadel hätte man in den
von einigen hundert Lehrern besetz
ten Prunkräumen fallen gehört. Aber
man sollte nicht zu pessimistisch
sein. Es stellt sich vielmehr die Fra
ge, ob diese Lehrer (nach dem Probe
jahr. .. oder erst nach der Pragma
tisierung?) von den Freiräumen, die
innerhalb der Klassenzimrnerwände
für em anzipat ives, fortschrittliche s

Unterrichten gegeben sind. Gebrauch
machen werden.

Die letzte relativ kurze Rede des Per
sonalreferenten war auf die Betonung
der "Symbolik der Stunde" zugespitzt.
Hätte er auch noch die "Geheiligt
heit des erhaltenen Auftrags" erwähnt.
hätte es makaber geklungen. Den
Sondervertragslehrern war ein peinli
('hes Gefühl auch so nicht erspart ge
blieben. Ober ihre "Sonderstellung"
hatten sie sicher schon vor dieser Be
grüßung erfahren: Ihren Kollege n, die
schon im Vorjahr unter Sondervertrag
arbeiteten, bzw. jenen, die heuer
noch im Dienst sind, hatte man zu Be
ginn des Schuljahres gleich mal zwei

Drittel ihres Gehaltes drei Monate
lang vorenthalten. Den Sond erver
tragslehrern aller Bundesländer wurden
nämlich laut Rundschreiben Nr. 39
des Unterrichtsministeriums mit
31. August die Bezüge eingestellt
und erst bei "Weiterverwendung "bis
zu 33 Prozent vom letzten Gehalt
akkontiert. Bis November also Hun
gerlohn! Und das bei einem Vorj ahres
stand von zwanzig bis fünfundzwanzig

Prozent nicht vollgeprüfter AHS -Leh
rer! Was die "Neuverwendeten " an

betrifft, müssen sich diese so und so
mit einem minimalen Vorschuß bis
zur meist sehr verspäteten ersten Ge
haltsanweisung dahinfretten.

Wozu diese sonderbaren "vorbeugen
den" Maßnahmen, wenn nur durch
den Einsatz von mindestens dreißig
Prozent teilgeprüft er Lehrer der Un
terricht aufrecht gehalten werden
kann?

Zu erinnern ist hierbei erstens an die
vielen Mehrdienstleistungen (z. B.
20 Prozent bis 22 Prozent an den
AHS in Niederösterreich) ,die im Vor
jahr übernommen werden mußten.
Zweitens an den Ausfall von 146000
Stunden alleine an den AHS.
Drittens an die überfüllten Klassen
und oftmals überschrittenen Klassen
schülerzahlen. Außerdem wurde eine
Reformierung des Berufsschulwesens
angekünd igt. in Pflicht-und Höheren
Schulen wurde sowohl Förderunter-



Bürgerliches Bewußtsein
und Unterbewußtsein

es eben vor, daß nicht alle Anträge
erfüllt werden...

D{)
offensiv links 9

Es ist eine Unverschämtheit, ange
sichts des dringend en gesellschaftli 
ehen Bedarfs nach mehr Lehrern, sol
che Schlüsse zu ziehen.

*Elfi Weiß

Eine riesige Meinungsindustrie, die
bürgerlichen Massenmedien sorgen da
für, daß die Einsicht in diese Wider
sprüche, das Bewußtwerden der Arbei
ter und Angestellten ihrer wirklichen
Seinslage und der wahren gesellschaft
lichen Verhältnisse möglichst er
schwert, verdeckt, verhindert wird.
Wo dennoch Einsicht an Boden ge
winnt und als Folge sich Widerstand
organisiert (und je marginaler er
bleibt, umso eher) helfen Einschüch
terung (Berufsverbot) und nackte Re
pression (Polizeiterror) nach, um die
Widersacher zur Räson zu bringen.

III.

Die von der ÖVP seit einiger Zeit
ventilierte "Ideologie -Diskuss ion"

hinkt auf beiden Beinen, Ideologi
sche Auseinandersetzungen ist in ge
wissen Grenzen möglich und sinnvoll,
wenn tatsächlich entgegengesetzte
Positionen und Methoden der Erkennt
nis miteinander konfrontiert werden.
Die ÖVP ist zwar eine waschechte
Unternehmerpartei, aber ihre ideo
logische Artikulation ist durch Ab
hängigkeit und Rücksichtnahme auf
Arbeiter- und Angestelltenschichten,
auf Kleinbürger und Bauern eindeu
tig und klar nicht möglich und daher
widersprüchlich. (Siehe die letzte
Kontroverse bezüglich Mitbestimmung
am Arbeitsplatz zwischen Taus und
ÖAAB). Die SPÖ ist wiederum eine
Arbeiterpartei von ihrer Tradition

ken und Besitzenden, d. i. die Un
gleichheit der Arbeitskraftbesitzer
gegenüber Kapitalbesitzern, der wahr
lich ungleiche Tausch von Lohn und
Gehalt gegen Mehrarbeit und Mehr
wert.

außerdem nicht in Betracht gezogen
haben, die geringeren Schülerzahlen
sich erst in Pflichtschulen, in den
AHS u. ä. aber noch gar nicht bemerk
bar machen. Seine Argumentations
weise gipfelte schließlich in einem
sogenannten "Rußlandvergleich ". Bei
uns könne eben jeder studieren, wir
lebten in einer Demokratie, da käme

Ideologiediskussion :

Sein oder Bewußtsein - das ist hier

die Frage, wenn es um Ideologie
geht. Marx antwortet auf die Frage
in seinem Frühwerk ("Deutsche Ideo
logie"):" Die Menschen sind Produ
zenten ihre Vorstellungen, Ideen ... ,

aber die wirklichen. wirkenden Men
schen, wie sie bedingt sind durch eine
bestimmte Entwicklung ihrer Produk
tionskräfte und des denselben entspre
chenden Verkehrs bis zu seinen wei
teste Forma tionen hinauf, Das Bewußt
sein kann nie etwas anderes sein als
das bewußte Sein, und das Sein der
Menschen ist ihr wirklicher Lebens
prozeß. Wenn in der ganzen Ideolo
gie die Menschen und ihre Verhält
nisse wie in einer Camera obscura
auf den Kopf gestellt erscheinen, so
geht dies Phänomen ebensosehr aus
ihrem historischen Lebensprozeß her
vor, wie die Umdrehung der Gegen
stände auf der Netzhaut aus unmittel
bar physischen. " Der späte Engels
spricht in einem Brief an F. Mehring
(14.7.1893) in Zusammenhang mit
Ideologie von "falschem Bewußtsein".

Ir.
Ideologie als Herrschaft der Ideen der
Herrschenden muß stets aufs Neue
begründet und eingehämrre rt werden.
Die Freiheit und Gleichheit aller Wa
ren, der menschlichen, verdinglichten
Ware Arbeitskraft wie aller anderen
ideellen und materiellen Waren, fußt
auf dem Prinzip der Freiheit und
Gleichheit aller Käufer und Verkäufer,
aller Konsumenten und Produzenten.
Das darauf errichtete Produktions-
und Verteilungssystem hat zur Grund
lage die Ausbeutung, der Abhängig-

keit und damit Unfreiheit der Schwa
chen und Habenichtse von den Star-

1.

Wenn Minister Sinowatz einen Tag
vor der Lehrer-Demon!tration am
23. Juni lautstark verkündete, von
Lehrerstopp könne keine Rede sein.
einen Tag nachher davon sprach, daß
auch Sondervertragslehrer sich nicht
zu fürchten hätten, so ist es doch et
was verwunderlich. daß man einige
Wochen vor Weihnachten immer
noch nicht mit konkreten Zahlen
über NeueinsteIlungen (bzw. Nicht
einsteIlungen) herausrücken will!
Dazu Ministerialrat Grohmann wört
lich: "Gäbe ich zu unvollständige
Zahlen bekannt, würd en sich Parla
ment, Lehrerverbände und Opposi
tion darauf stürzen. Dies schneidet
ein hochpolitisches Problem an. Erst
mit Zahlen aufwarten, die hundert
prozentig sind. Im März können die
se zu haben sein. " - Dies ist nach
Ende Dezember und Anfang Jänner
schon der dritte genannte Termin.
Dann kam Grohmann mit dem Mär
chen vom großen Steuerkuchen, von
der möglichen Deckung geringerer
Kosten durch sinkende Schülerzahlen
(d. h. weniger Lehrerbedarf) , andrer
seits Lehrermehranstellungen in Zu
sammenhang mit Lehrangebotserwei
terung. Wobei sich, und das dürfte er

richt angeboten, als auch eine ganze
Liste von Freigegenständen.

Der Bogen ist gespannt von "mehr
Allgemeinbildung" in Berufsschulen
in Form von doppelter Stundenanzahl
von "Staatsbürgerkunde" bis zu EDV.
mehr lebenden Fremdsprachen, Schach,
Medienkunde , Politische Bildung,
besonders flexiblem Angebot in Sport
und Instrumentalfächem. Maschin
schreiben, Freie Rede. Landeskunde,
Bühnenspiel sowie nicht zuletzt
Sprachübungen für ausländische Kin
der. Dies alles wären sehr schätzens
würdige Einrichtungen, wenn es in

der Praxis mancher Schulen nicht so
aussähe, daß der Direktor zu Beginn
des Schuljahres den Eltern mit verun
sicherter Miene berichtet: "Dies wer
den wir anbieten, falls wir dazu ge
nügend Lehrer haben. " Nun bleibt
zu fragen übrig: Darf man, wenn laut
Anfrage beim Bildungsstatistiker des
Unterrichtsministeriums, Ministerial
rat Grohmann, "nicht alle Dienst
posten-Anträge von Schuldirektoren
genehmigt werden können. wenn es
den finanziellen Rahmen übersteigt",
überhaupt die Diskussion um Einfüh
rung einer Ganztags- und (bzw, oder)
Gesamtschule ernst nehmen ?



l'nsercm Karikaturisten ist es hier beim besten Willen nicht gelungen....

und Basis her, aber die Politik ihrer
Führung ist seit den Anfängen der
Zweiten Republik darauf gerichtet,
den Interessensausgleich zwischen Ar
beit und Kapital zum angeblichen
Wohle beider herbeizuführen: steigen
des Wirtschaftswachstum garantiert
steigende Profite trotz steigender Löh
ne und Gehälter. Macht und Einfluß
der Partei und Gewerkschaften werden
zur Humanisierung der Auswüchse
des Kapitals eingesetzt.

Die SPÖ hat dabei weitgehend alle
Reste einer "Gegen-Ideologie" zum
bürgerlichen Staat ("Im Staate stellt
sich uns die erste ideologische Macht
über den Menschen dar." Engels, Feu
erbach) über Bord geworfen. Sie ist
heute frei von Verpflichtungen pro
grammatischer Art, eine Politik zu
verfolgen, die die Herrschaft des
Menschen über Menschen endgültig
brechen und eine neue Gesellschaft
von Freien und Gleichen in umfassen
dem, also sozialistischen Sinn anzu
streben. (Das in Arbeit befindliche
neue Parteiprogramm wird dem auch
verbal Rechnung tragen.) Ihre soziale
Pragmatik (Erhaltung der Vollbeschäf
tigung hat Vorrang) ist die letzte
Schuldenlast, der die Sozialdemo
kratie insbesondere in Österreich we
gen ihrer Wähler- und Aktiv isten
basis Rechnung zu tragen hat. Kreis
kys "offene Partei" (nach rechts) soll
te solclI' n Beschränkungen auf Bie
gen oder Brechen nicht mehr ausge-

liefert sein. Von Sozialismus keine
Rede, überhaupt keine Spur davon in
der Tat.

Die Ideologie-Diskussion der ÖVP
getreu dem CSU-Vorbild einer aggres
siveren Tonlage in der Propaganda
ist jedoch nicht nur Ausdruck der Kon-
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zept- und Hilflosigkeit des bürger 
lichen Lagers in der Krise, die zur
Dauerkrise zu werden verspricht. Der
SPÖ oder SPD Sozialismus vorzuwer
fen erfüllt einen doppelten Zweck.
Einerseits werden selbst zaghafte Re

formen als Sozialismus "entlarvt",
wodurch deren böser Charakter für
eine beträchtliche Wählerschaft be
nannt wird. Andrerseits wird hierfür
die Zukunft "präj udiziert", eine vor
beugend e Lim itierung gesetzt: wenn
das, was die SPÖ und die SPD heute
machen (kapitalistisches Krisenma
nagement unter Vermeidung extremer
sozialer Härten) schon der Sozialis
mus ist, kann jede weitergehende
Maßnahme gegenüber den Profitgei
ern und Monopolen als Revolution,
als Zerstörung der gesellschaftlichen
Grundlagen leichter in die Schranken
gewiesen werden.

Die Verwirrung in der Sozialdemo
kratie ob dieser vorausblickenden
Taktik 1st nur so zu erklären. daß
sie schwerlich argumentieren kann:
Blödsinn, das ist doch gar kein So
zialismus, was wir machen, sondern
Sozialismus ist, folgt Ausführung.
Für die Sozialdemokratie ist heute
eine Debatte über Fragen des Sozia
lismus, von welcher Seite auch im
mer aufgezwungen, ein höchst pein
liches Thema, da spricht sie lieber
von was anderem. Denn sobald sie
den Mund aufmacht und sich dazu
äußert, verrät sie sich - so oder so.
Deshalb schweigt sie lieber und wursch
telt weiter an der Festigung des kapi
talistischen Wohlfahrtsstaates, dessen
Grundlage heute, das Wirtschaftswachs
tum, ernsthaft in sich in Frage gestellt
ist. Die Wahlen in Schweden und der
BRD, die von vornherein zum Schei
tern verurteilte "Geheime Ermittlung

der Muttersprache" in Österreich und
vieles andere mehr, sind Alarmzei
chen für diese sozialdemokratische
Strategie. Einer alle Bereiche des ge
sellschaftlichen Lebens erschüttern
den Generalkrise stünde die Sozial
demokratie heute wehrloser und un
vorbereiteter gegenüber als zur Zeit
des faschismus und Nationalsozialis
mus.

IV.

Zum Schluß als Illustration einige
Probleme von grober ideologischer
Kost, die nicht nur im bürgerlichen
Unterbewußtsein zusammengebraut
wird, sondern g!eichzeitig die Kehr
seite derselben Medaille ist. Was das
"Volksblatt ", die "Kirchenzeitung "
oder "Profil" nicht ganz unverblümt
aussprechen können, wird in Hunder
ten von Publikationen in Österreich
wöchentlich und monatlich offenher
zig und "allgemeinverständlich" aus
gekotzt, aus den gleichen Kanälen
werden die "seriösen" Organe finan
ziert und gespeist.

Den Kronen-Zeitung-Staberl schlägt
die Hauszeitschrift eines jungen bür
gerlichen Edelmannes, die sich be
scheiden "Politische Briefe", in der
Überschrift "Konservative Monats
schrift", in der Unterschrift gar "Pro

gramm für ein nichtsozialistisches

Österreich" tituliert. Die Privatpara

noia des Herausgebers und Alleinau
tors hat journalistische Methode. Das
Produkt wird aus der eigenen Tasche
des rechten Idealisten kaum zu "der
zahlen"sein. Ideologie als propa
gandistisches Gruselkabinett? Bitte:

II:ONSERVATIVE MONHSSCHRIFT

UTISCHE
BRIEFE

IIPI~aJDlm fUr ein nichtsozialistisches ÖSterreich

Mit Knioky Ül die role Dik......
EiBe F r...to u..............,

W IIor.,E.ea ...............
........ T"'"

11:.-1 !loeiMMoor'. Zak..ttallild
..........,~Opf<rcler
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..... !loInoaiI- iat Gold
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Stärker als tausend Kreiskys stehen
die Gewerkschaften einer zügellosen
kapitalistischen Sanierungspolitik im
Wege. Am schönsten wären wieder
Maschinengewehre, wie im 34er Jahr.
Auf einen "blick" sieht das, zeitge
nössisch betrachtet, so aus:

Iberia-Prozeß:

Drei Monate bedingt
für Antifaschisten

AufLllt di~ser AUSl.b~·

40.000 Exempl.re.

Zie4.ruppe: An.ehörile
freier Berufe und M"nl1ger.

Druck: WAlDHEIM-
EIElitlE. kurier-Zeitun,s-
vertIc und Druckerei
Ges. m. b. H. & Co. KG,
1070 Wien, seideng. 3-11.

Für Neulinge bei einem politischen Prozeß: Sollte der Richter nicht vom
Staatsanwalt zu unterscheiden sein - ersterer sitzt in der Mitte.

Die Mängel und Widersprüche der
vergangenen Verhandlungen traten
bei dieser letzten Verhandlung wieder
zu Tage. Schon die Identifikation
hatte es in sich:

ren bzw. die nicht mehr laufen konn
ten, wurden festgenommen. Gegen
drei von ihnen sind seit Mai dieses
Jahres Gerichtsverhandlungen mit der
Anklage auf "Widerstand gegen die
Staatsgewalt" und "Schwere Körper
verletzung" anhängig.

+ Die Polizisten hatten bei einer
"Gegenüberstellung" unter einer
einzigen Person den Angeklagten
''herauszufinden'' .

Bei dieser letzten Verhandlung zeigte
sich die "Objektivität des Gerichts ":
Richter OLGR Dr. Schittenhelm er
klärte nämlich, daß der Angeklagte
T. M. es sich selber zuzuschreiben
hätte, wenn das bisher doch so gute
Verhandlungsklima nunmehr gestört
sei. T. M. hatte nämlich ein Flugblatt,
das zur Solidarität mit den Angeklag
ten aufrief und die Beweisführung
dieses Prozesses aufzeigte, unterzeich 
net.

Ein Prozeß der
Widersprüche

Dre i Monate bedingt, das ist der Ur
teilsspruch 1. Instanz vom 4. Novem
ber 1976 gegen zwei der Angeklagten
im "Iberia-Prozeß". (Der dritte Ange
klagte wurde vom Gericht nicht ord
nungsgemäß vorgeladen und wird da
her isoliert verhandelt???)

Erinnern wir uns kurz:

Am 2. Oktober 1975 fand, wie bekannt,
eine breite Spaniensolidaritätsdemon
stration gegen die Hinrichtung von
fünf spanischen Antifaschisten statt.
Nach der Schlußkundgebung zogen
rund 1500 Demonstranten zur staat li 
chen spanischen Fluggesellschaft
"Iberia "J um ihrer Empörung Ausdruck
zu verleihen. Dieser stürmische Pro
test mündete in zerschlagenen Fenster
scheiben der Fluggesellschaft. Dann
kam der Polizeibefehl: "Räumen!"
Auf der Strecke blieben Demonstran
ten und unbeteiligte Passanten. Der
Gebrauch der "minder gefährlichen
Waffe" - wie der Gummiknüppel im
Polizeijargon heißt - sorgte bei die
sem brutalen Einsatz für ganze Arbeit.

Sieben Personen, die zu langsam wa-

I Warum nicht vor der Ehe? -
INeIn - IUUellen RevolutIonI
! ........ seilen - Normalprelsr

~... -
~

Groschenblatt

Die Kirche fühlt sich durch das neue

Ehe- und Familienrecht, durch die
teilweise Freigabe der Abtreibung in

ihren gesellschaftspolitischen Funda
menten erschüttert. Was die Bischöfe
denken, aber nicht deutlich sagen
können, macht die "Aktion Leben ",
schreiben die Macher katholischer
Groschenblätter:

Es ist höchst~ telf. aoll)
die Selbständigen öster
reichs aus dieser aussichtslo
sen Defensivposition herolus·
kommen.
~r erste Schritt duu ist

bereits get.n: Eine Gruppe
mutiger Wirtsch.ftstreiben
der und Angehöriger freier
Berufe hlt sich vor kurzem
lusammeongeschlossen und
eine eigene Gewerksch.ft,
die "Gemeinschaft freier
Selbständiger" (GFS) gegrün
det. die zu einer schl.gbiifti
gen Org.nisotion .us~eb.ut

werden soll. Zu einer Art po
litisches M.schinengewehr,
mit dem .u~.lb der be
steMnden St.ndesvertretun,en - frei von jqlicben so
ziolp.rtnersch.ftlichen Bin
dungen - eine Offensiw für
ein freies Unternehmertum
in Österreich eingeleitet
werden kann.

Die Str.tegie für eine sol
che musive K.mpagne ist_---------1 bereits fix und fertig ausge
arbeitet. Auch ein modernes
Polit-M.....ement steht
schon einsotzbereit. Es feh
len nur noch finanzielle Mit
tel.

90 GrOK'her.. 15 .... 2D RIIppen, 30 Ure
Wien/Fretlndorf, im September 1976

GOTT zum GruB,
Hochwürdige Herren, liebe "Groschenblatt"-Freunde!

Ober Nacht ist der Teuf~ in aller Munde, und die Hilflosigkeit,
die sonst so selbstsichere Weft- und Christenmenschen plötzlich zeigen,
ist ebenso rührend, wie die offene Leugnung Satans und der Dämonen
durch etliche katholische The04ogieprofessoren aufreizend ist.

+ Der einzige Zeuge der Anklage
gegen T. M. "identifizierte" den
Beschuldigten mit den Worten:
"Wenn M. derjenige, der an der
Demonstration teilgenommen hat
und der damals lange Haare und
Brille trug, ist, so möchte ich
mich nicht festlegen, daß es der
selbe ist, den ich festgenommen
habe. "

"DAS NEUE GROSCHENBLATT" widmet dem Thema deshalb in der
kommenden November-Nummer eine vierseitige SONDERBEILAGE, die
sich knapp, doch klar mit dieser glllWiB nicht nebensächlichen Frage aus
einandersetzt.

HELFEN SIE BITTE MIT, DIE WAHRHEIT ZU VERBREITEN!

Z.P. *

+ Die Geschichte mit dem verschwun
denen Fernsehfilm, der die Miß
handlungen von M. H. zeigt
(laut ärztlichem Attest: Schädel
prellung, Rißwunden und Gehirn
erschütterung) wurde bei dieser
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Erziehung:

Brauchen Kinder
66Affenmütter" ?

*K.W.

Beide Angeklagte legten volle Beru
fung ein.

Der Staatsanwalt erteilte so nebenbei
der Solidaritätsbewegung eine scharfe
politische Rüge: Er philosophierte
über die Verletzlichkeit von Personen
durch die Zerstörung von Eigentum;
stellte weiters fest, daß die "lberia"
ja nicht Private igentum Franeos ge
wesen sei und schwupps kam der
Schluß: In Wirklichkeit wurde der
spanischen Bevölkerung der eigent
liehe Schaden zugefügt.

Während des letzten Plädoyers schau
te der Richter sehen ziemlich nervös
auf die Uhr und zog, während die
Verteidigerin sich setzte, den vorbe
reiteten Spruch aus der Tasche:
"Drei Monate bedingt". Als einer
der Beschuldigten noch etwas sagen
wollte, erklärte OLGR SchittenheIm
die Verhandlung für geschlossen und
drohte diesem, ihn mit Handschellen
in den Arrest führen zu lassen.

Widersprüchen des Polizisten Racher
bei dessen Einvernahme durch die
Verteidigerin von M. H. echte Konse
quenzen ziehen wollte. müßte man
ja annehmen, daß am Ring "über
haupt nichts los gewesen wäre. "
Messerscharfer Schluß: Der Polizist
sagt die Wahrheit.

Interessen zu verzichten. Denn wel
che Frau will schon von vornherein
etwas tun, das schlecht für ihr Kind
sein könnte.

Deshalb finde ich nachstehenden Ar
tikel, der in "Arbeit & Wirtschaft"
Nr. 10/76, abgedruckt ist, als be
achtenswert. Außerdem gibt es viel
zuwenig Material, mit welchem ge
gen den "Mutterkult " argumentiert
werden kann und das hilft Schuldge
fühle bei Frauen abzubauen, die
keine Möglichkeit sehen dem vorge
zeichneten "Mütterideal" zu entspre
ehen, so wie denen die diesem zwar
nicht entsprechen wollen, aber nicht
ganz von ihm loskommen.

Einer interessanten Beweislogik hu ldig
ten Staatsanwalt und Richter bei der
Frage der Glaubwürdigkeit der Poli
zisten. Gerade die Widersprüchlich
keit der Aussagen der Polizisten be
wei se, daß keine Absprachen vorlä
gen und die Polizisten daher nicht
die Unwahrheit sagen könnten. (Viel
leicht hätten sich die Angeklagten
mehr widersprechen sollen.) Zu die
sem Punkte meinte Staatsanwalt
Dr. Olscher, wenn man aus den

nistischen Länder wird nie demon
striert. ").

In der Auseinandersetzung um die
Möglichkeiten der Selbstentfaltung
der Frauen und die Berufstätigkeit
von Müttern spielen die Auswirkun
gen auf die Kinder große Rolle. Von
den Gegnern der Frauenbefreiung
wird immer wieder, und in letzter
Zeit stärker, auf die "Notwendigkeit"
der dauernden Anwesenheit der Mutter
beim Kind hingewiesen und die wilde
sten Schäden bei Zuwiderhandeln aus
gemalt. Über die Mutter-Kind-Bin
dung werden tausende Abhandlungen
verfaßt und den "bösen" Müttern um
die Ohren geschlagen. Damit werden
viele Frauen, die Schritte zur Selbst
entfaltung setzen wollen, überzeugt,
"zugunsten" des Kindes auf eigene

Verhandlung nicht geklärt. Dieser
Film konnte nicht als Beweismittel
eingebracht werden, da er nach
der Begutachtung durch die staats
polizei im April 1976 verschwun
den ist und für die Verteidigung
unauffindbar blieb.

Der einzige "schwerverletzte"
Polizist konnte bis heute an Ste 11e
eines Attestes nur den Nachweis
einer verschriebenen Salbe erbrin
gen. Während der Verhandlung
wanderte seine Verletzung vom
Unterschenkel übers Knie auf den
Oberschenke1 und zurück. Die
Frage, ob er mit einem Stein be
worfen oder mit einem Betonbrok
ken geschlagen wurde, konnte
nicht geklärt werden. Die letzte
Version war ein Wurf aus einem
Meter Entfernung in die Kniege
gend.

+ Die Beweiskraft der Aussage jenes
Polizisten, der nichts gesehen
hatte, anerkannte der Staatsan
walt nicht. Schließlich habe ja
die Mehrzahl der Wiener nichts
gesehen.

+ Der Angeklagte T. M. war laut
Polizeibericht schon in Haft, als
er wieder laut Polizeibericht sei
ne Taten vollbracht haben solL

Das hohe Gericht hat sich offenbar
den Vorwurf, die politischen Hinter
gründe des Prozesses zu verschleiern,
zu Herzen genommen. In seinem
Plädoyer stellte der Staatsanwalt sei
ne Ablehnung der Todesurteile fest.
kritisierte aber die Einseitigkeit der
Demonstranten ("gegen die kommu-

12 offensiv links



Berufstätige Mütter sind
keine schlechten Erzieherinnen

Konservative Gegner der Be
rufstätigkeit von Müttern ver
suchen immer wieder, den be
rufstätigen Müttern Mißerfolg
und Ungenauigkeit in der Kin
dererziehung sowie neuroti
sches Versagen im Beruf und
in der Familie nachzuweisen.

Wie wenig diese Vorurteile
untermauert sind. unterstrich
kürzlich der deutsche Wissen
schaftspublizist Rüdiger Koch
in seinem Buch »Berufstätigkeit
der Mutter und Persönlichkeits
entwicklung des Kindes« (pahl
Rudgenstein-Verlag).

Koch kommt In seiner Unter
suchung zu dem Ergebnis, daß
sich die auBerhlusliche Er
werbstlltlgkeit von Müllern auf
die Persönlichkeitsentwicklung
Ihrer Kinder nicht nur nicht ne
gativ, sondern sogar positiv
auswirkt.

»Nur-Hausfrauen sind, be
dingt durch ihre insgesamt ein
geschränktere Existenzweise, in
ihrer Funktion bei der Erzie
hung weniger geeignet als
erwerbstätige Frauen.«

Koch wandte sich in seinem
Buch gegen zwei in Fachkrei
sen weitverbreitete theore
tische Argumente, die gegen
die Berufstätigkeit von Müttern
sprechen.

• »Maternale Deprivation«
heißt der erste Begriff, der soviel

wie »mütterliche Abwesenheit«
bedeutet. Koch weist mit ver
schiedenen Methoden nach,
daß die teilweise »Abwesen
heit« der Mutter für die Ent
wicklung des Kindes nicht
schädlich ist.

• Mit dem Begriff der »Dyade«
umschrieb einst der Psycho
analytiker Rene Spitz die außer
ordentliche und ausschließliche
Bedeutung der Mutter-Kind-Be
ziehung. Anhand verschiedener
experimenteller Arbeiten seit
Mitte der fünfziger Jahre weist
Koch dagegen nach, »daß
nicht«, wie Spitz und andere
psychoanalytische Autoren mei
nen. »die affektive Beziehung
zwischen Mutter und Kind
entscheidende Voraussetzung
für spätere Prozesse der sinn
lichen Wahrnehmung und Welt
erfahrung ist. sondern umge
kehrt die Befriedigung des Be
dürfnisses nach Eindrücken
(erst) ein Bedürfnis nach sozia
lem Kontakt und affektivem
Austausch entstehen läßt«.

In einer statistischen Ober
sicht gibt der Autor des Buches
auch Auskunft über Ausmaß,
Art und gesellschaftliche Bedeu
lung der Frauen- und Mütter
erwerbstätigkeit. Er kommt da
bei zu dem überraschenden Er
gebnis, daß die Zahl der berufs
tätigen Mütter seit 1950 um
nahezu 500'10 zugenommen hat.

Mehr
Durchsetzungsfähigkeit

Die Tatsache, daß die Be
rufstätigkeit von Müttern einen
positiven Einfluß auf die Ent
wicklung ihrer Kinder ausübt,
belegt Koch mit den Ergebnis
sen einer Reihe von empiri
schen Untersuchungen, die »ne
ben stärkerem Selbstbewußt
sein und größerer Unabhängig
keit der Kinder von erwerbs
tätigen Müttern besonders die
größere Leistungs- und Durch
setzungsfähigkeit, aber auch
die besseren kognitiven Fähig
keiten dieser Kinder« betonen.

Rüdiger Koch wies weiters
nach, daß Kinder berufstätiger
Mütter im Durchschnitt bessere
Noten nach Hause bringen als
die Kinder von »Nur-Haus
frauen«. Die Erkiärung dieses
Phänomens liegt weniger in
der Intensität von Nachhille
stunden als vielmehr in der
geistigen Entwicklung und stär
keren Realitätsbezogenheit der
Kinder, deren beide Elternteilt'
berufstätig sind.

Je mehr ein Kind von der
Außenwelt »abgeriegelt« und
dementsprechend nur familien
bezogen aufwächst desto ge
ringer sind seine Chancen, den
realitäts- und berufsorientierten
schulischen Anforderungen zu
entsprechen.

Sicher wäre es günstiger, sich direkt
mit dem zitierten Buch des Rüdiger
Koch zu beschäftigen und auseinander
zusetzen, da obiger Artikel bestimmt
nur Bruchteile bringt lind bere its eine
Meinung darstellt, Doch ist daraus

ersichtlich, wie ideologisch gefärbt
"wissenschaftliche" Erkenntnisse sind
und daß auch andere Ergebnisse erar
beitet werden können. Welchem
Zweck die "wissenschaftliche" Theorie
der "Affenmütter" dient, kann sich .

jeder selbst vorstellen. * !
O,M. I

I
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FRAGEBOGEN
Wie in der letzten Nummer ist auch
in dieser Ausgabe von 0 f f e nsi v
li n k s ein Fragebogen beigelegt. Die
Redaktion ersucht alle jene Leser, die
noch k ein e n Fragehogen ausgefüllt
haben, nun die Gelegenheit zu ergrei
fen. Gleichzeitig wollen wir darauf
hinweisen, daß bei den bisher einge

gangenen Fragebögen das Verhältnis
der weiblichen zu den männlichen

AusfUllern eins zu zehn beträgt! Also.

Genossinnen, rafft's Euch auf!

Die Auswertung wird in einer der
nächsten Nummern veröffentlicht
werden,

Die Redaktion,

Bestellungen an:
Sekretariat der BfS, 1040 Wien,
Belvederegasse 10
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Die Theorie

Die offizielle Theorie des "Gastarbei 
ter"-Phänomens geht wie folgt:

Die "Gastarbeiter" sind arm und ar
beitslos, weil sie aus industriell und
wirtschaftlich unterentwickelten Län
dern kommen. Diese Länder sind
unterentwickelt, weil ihnen drei
Dinge fehlen:

1. Kapital
2. eine Infrastruktur
3. ein Reservoir disziplinierter Indu

striearbeiter mit technischen Fähig
keiten.

Durch die "Gastarbeiter" können sie
diese drei Dinge erhalten:

1. Die "Gastarbeit er" sparen ihren
Lohn und können dann in der Hei
mat nationale Industrien damit
aufbauen ( "Dev isentransfer ") .
Außerdem wird das westeuropäi
sehe Kapital in ihren Ländern in
vestieren, sobald genügend zurück
gekehrte "Gastarbeiter" dort als
ausgebildete Industriearbeiter zur
Verfügung stehen.

2. Transportrouten werden durch die
neue Mobilität der Bevölkerung
beansprucht und mit den Erspar
nissen auch gebaut.

3. Im Ausland lernen die "Gastarbei
ter" Fremdsprachen und technische
Fertigkeiten sowie die notwendi
ge Arbeitsdisziplin.

Somit bringt das "Gastarbeiter"-Phäno
men allen Beteiligten Vorteile. Eini
ge Kritiker warnen allerdings auch
vor negativen Begleiterscheinungen
und Gefahren:

a) Das Vorhandensein billiger Arbei
ter blockiert die Rationalisierung
in der Industrie und hält den Fort
schritt der Technologie auf.

b) Die Konzentration der Industrie in
zentralen Ballungsgebieten führt
zu vermehrten Umweltschäden.

c) Die Diskriminierung, die die
"Gastarbeiter" erfahren, kann
eventuell zu ihrer Radikalisierung
führen. Auch können "Rassen
kämpfe" entstehen, wie ansatz
weise in England, Frankreich und
Holland.



IDie Wirklichkeit

Erstens: Es ist nicht wahr, daß alle
"Gastarbeiter" ungelernte Arbeiter
sind. Nach Westeuropa importiert
werden, nach einer sorgfältigen Aus
wahl durch Büros der "Aufnahmelän
der" in den "Ursprungsländern", die
Besten, die Jüngsten, Gesündesten
und am besten Ausgebildeten der Aus
wanderbereiten. Nach Angaben der
Bundesarbeitsanstalt der BRD sind
folgende Prozentsätze der "Gastarbei
ter" ausgebildet:

"GASTARBEITER" IN ÖSTERREICH

von den Ersparnissen gelten:
1/3 für zukünftige Bauvorhaben

oder den Kauf einer Woh
nung

1/4 für zukünftige Familien-
konsumbedürfnisse

Selbst der winzige Prozentsatz, der
für Investitionen übrigbleibt, wird
zum Großteil in der Bauindustrie an
gelegt, was weder zur Industrialisie
rung beiträgt, noch die Handelsbilanz
verbessert.

im Ausland
6, 6 0/0

J3,7 0/0
24,7 0/0

nach der Rückkehr
21,9"/0

6,6"/0
17,2"/0

Nach der Rückkehr in die Heimat
müssen die "Gastarbeiter" aus wirt
schaftlichen und familiären Gründen
in die Wirtschaftssektoren zurück,
die sie verlassen hatten.

Fünftens: Westeuropäisches Kapital
hat, wie Vertreter der Arbeitge
berverbände offen zugegen, nicht

I vor der Emigration
< Landwirtschaft 24,3 °10

Metallindustrie 5,7 0/0
Maurer J G, (j 0/0

ILandwirtschaft
I Metallindustrie

IMaurer

I

73,2 "/0

6,3 "/0
19,2 "/0
1,3 "/0

Familien-Konsum
bedürfnisse
Haus- oder Wohnungs
bau
Ersparnisse
Sonstiges

36,1 "/0
46,3 "/0
23,0 "/0
30,1 "/0

Italiener
Türken
Portugiesen
Jugoslawen

In Österreich arbeiten ungefähr 250.000 angemeldete und eine
nicht feststellbare Anzahl "illegaler" Ausländer.

Sie verdienen durchschnittlich:

netto monatlich (1971)

im ersten Jahr öS 2.950,-
im 2.-3. Jahr öS 3.246,-
ab dem 4. Jahr öS 3.748,-

(zum Vergleich: 1971 betrug der monatliche Durchschnitts
lohn der österreichischen Arbeiter brutto öS 6.050,-)

Sie sind in folgenden Wirtschaftsbereichen eingesetzt:

Zweitens: Die tatsächlich ungelernten
Arbeiter werden im Ausland nicht aus
gebildet. Sie werden ja gerade des
wegen "importiert", weil sie Arbei
ten verrichten, die von einheimischen
Arbeitern abgelehnt werden, und weil
sie ungelernt und daher billig sind.
K ein e r hat Interesse daran, sie aus
zubilden: die Arbeitgeber nicht, weil
es Geld kostet und sie keine gelern
ten Arbeiter brauchen; die Regierun
gen nicht, weil der Aufenthalt sich
dadurch verlängert und das Rotations
prinzip schwierig wird; die Gewerk
schaften nicht, weil die Ausländer
damit zu Konkurrenten der inländi
sehen Arbeiter werden könnten.

Eisen & Metall
Kunststoff, Gummi
Textil
Baugewerbe
Gastgewerbe

13,8"/0
18,4"/0
13,6"/0
17,5"/0
14,8"/0

Drittens: Ersparte Löhne (Devisentrans
fers) werden nicht in Industrien in
vestiert. Wohl verbessert sich kurz
fristig die Zahlungsbilanz ihrer Län
der, weil Schulden mit den Devisen
gedeckt werden.

Da aber durch den Auslandsaufenthalt
das Konsumbedürfnis gegenüber west
europäischen Fertigprodukten gestei
gert wird. und diese Produkte impor
tiert werden müssen, verschlechtert
sich die Situation langfristig. Außer
dem wird die Landwirtschaft vernach
lässigt, weil die Bevölkerung der
Agrargebiete auswandert und der
Druck nach Reformen geringer wird;
das bedeutet, daß auch Lebensmittel
verstärkt importiert werden müssen.

Folgende Tafel zeigt am Beispiel Ita
lien, wofür die Ersparnisse ausgege
ben werden:

Viertens: Ungelernte Arbeiter lernen
in keinem nennenswerten Ausmaß
technische Fertigkeiten. Gerade an
diesem Punkt ist die Theorie voll
kommen durchsichtig. Es ist lächer
lich zu behaupten, daß beim Trans
portieren von Ziegelsteinen, bei der
Müllabfuhr und den unqualifizierten
Handgriffen am Fließband komplexe
technische Fähigkeiten erworben wer
den, die dann zum Aufbau konkur
renzfähiger nationaler Industrien ein
gesetzt werden können.

Selbst in den wenigen Fällen. wo
tatsächlich neue Fertigke iten ge-
lernt werden, finden diese nach der
Rückkehr in die Heimat keinen Einsatz,
da sich die Wirtschaftssituation nicht
geändert hat und es nach wie vor
keine dramatische lnd ustrial isierung
gegeben hat.

Die folgende Tabelle verdeutlicht
das am Beispiel Süd-Europa:

die geringste Absicht, in den Ur
sprungsländern der "Gastarbeiter"
zu investieren. Investitionsbedin
gungen sind in Lateinamerika,
Hong Kong und Singapur viel gün
stiger. Die Doppelstrategie des
Kapitals: Kapital zur Arbeit, Ar
beit zum Kapital, die sich bereits
im Zeitalter des Imperialismus
bewährte, wird nun fortgesetzt.
Damals holte man Arbeitskräfte
(Sklaven) aus Afrika und brachte
sie in die Kolonien Amerikas
(Arbeit zum Kapital). während
man andrerseits in der "Dritten
Welt" investierte (Monokultur in
Indien und Ägypten). Auch damals
brachte die Kooperation den be
troffenen Ländern nur Unterent
wicklung. Ruin und Abhängigkeit.

i Die Entsende länder der "Gastarbei 
ter" sind sich der Gefahren bewußt,
kooperieren aus verschiedenen

D{)
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innen - und außenpolitischen Grün
den:

nicht-am -Arbeitsmarkt-arbeitenden
Frauen von "Gastarbeitern", die als
Hausm eisterinnen , Bedienerinnen,
Serviererinnen, Küchenhilfen etc.
oft unangemeldet und daher ohne
selbst dem trivialen Schutz des Ge
setzes arbeiten, die mehr noch als
die Männer durch unvereinbare kul
turelle Erwartungen belastet sind und
zwischen traditioneller Unterdrückung
und industrieller Ausbeutung gefan
gen sind.

Die Diskriminierung der Frauen ist
geradezu ein Wesensmerkmal der
modernen Sozialwissenschaft. Frauen
werden entweder vollkommen aus der
Untersuchung ausgeklammert (wobei
die Ergebnisse allerdings dann sehr
wohl für sie gültig sein sollen); wo
sie aufscheinen, werden sie an männ
lichen Normen gemessen und zur
"Abweichung" gestempelt.

Diese Vorgangsweise will die Frauen
gruppe der GAKU exemplarisch am
Fall der "Gastarbeiterinnen und Emi
grantinnen "demonstrieren und kriti
sieren, um daraus alternative Metho
den zu entwickeln.

Interessenten/innen können über
"offensiv links", 1020 Wien, Franz
Hochedlingerg. 6, Tel. 33 83 374,
mit uns Kontakt aufnehmen.

- ~~----------I-

auswandern, durchschnittlich besser
ausgebildet sind als männliche Aus
wanderer - berühren nur die Ober
fläche der Diskriminierung.

Auch die zu Hause bleibenden Frauen
sind in verschiedenen Aspekten vom
"Gastarbeiter"-Phänomen betroffen.
entweder weil sie mit den Kindern
der Familie allein zurückbleiben,
oder weil sie die Arbeitsplätze der
ausgewanderten Männer übernehmen,
bei deren Rückkehr aber gezwungen
werden, sich wieder vom Arbeits
markt zurückzuziehen.

Am meisten benachteiligt jedoch
sind die "Gastarbeiterinnen " und die

Schließlich sind auch die inländi
sehen Frauen der Aufnahmeländer
Westeuropas betroffen. Sie werden
häufig durch die mobileren "Gastar
beiter" ersetzt; der Agglomerations
effekt führt dazu, daß die Industrie
sich in Zentralgebieten, die von den
städten entfernt liegen, konzentriert
und damit für inländische Arbeiter
und Arbeiterinnen (besonders solche
mit Halbtagsjobs) unerreichbar wird.
Die traditionelle Rolle der Frauen
als Reservearmee wird verstärkt von
"Gastarbeitern" übernommen.

b) Devisen erlauben wenigstens
kurzfristig eine Fortsetzung
der Politik, Agrarreformen zu
blockieren, erstens weil Güter

importiert werden können, und I
zweitens weil die unzufriedene
Landbevölkerung zum Auswan
dern erm untert werden kann.

c) Nationale Industrie profitiert ~

von der Möglichkeit, perio- I~~ C5. )
disch arbeitslose Belegschaften ~ ~C~~
en bloc ins Ausland zu "ver- (~ LU
~~~'~:~·ie~.ä):~g:"kti'ie~ J~ cJ~ -'----.-:-----.....,-

(wird fortgesetzt) ""~\A.\..e. h\ ')( SdS~

---------~================~===============~""'I
rSozialwissenschaft, Frauen und Emigration

a) die Möglichkeit, potentielle
junge Unruhemacher zu expor
tieren, stützt die Stabilität der
betroffenen Regierungen. Hier
wäre besonders die Türkei zu
nennen.

31,4 %der jugoslawischen Auswande
rer sind Frauen. Ihr Anteil am Kon
tingent der "illegalen" Auswanderer
dürfte noch höher sein. Während der
größte Teil der Männer auswandert,
um bessere oder besser bezahlte Ar
beit zu bekommen, wandern 61,20/0
der Frauen aus, um überhaupt Arbeit
zu finden. Über ihre dreifache Aus
beutung (als Arbeiterinnen, als Aus
länderinnen und als Frauen) schweigt
die Fachliteratur, schweigen die Me
dien, schweigen meist auch linke
oder "krit ische" Pu blikat ionen. (So
z. B. das Buch von Berger und Mohr,
Ar b e it sem i g r a nt e n, Rowohlt
1976. Die Autoren: "Unter den Ar
beitsemigranten in Europa gibt es
ungefähr zwei Millionen Frauen. Um
ihre Situation angemessen zu schil
dern, wäre ein eigenes Buch nötig ...
Das unsere beschränkt sich auf die
Erfahrung der männlichen Arbeitsemi
granten. ")

Eklatante Lohnunterschiede - der
durchschnittliche Gehalt von "Gast
arbeitern" in der BRD ist DM 1. 000,-,
der von "Gastarbeiterinnen " etwas
über DM 500, -, was umso schockie
render ist, wenn man bedenkt, daß
besonders die Jugoslawinnen, die

"
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Partielle Integration

Konj unkturanregung durch Konsumverhaltensanpassung

Rotationsprinzip

A. A.N.

Kontag ionstheorie

1

Infrastruktllrbe lastllng

KONJUNKTURANREGUNG DURCH KONSUM
VERHALTENSANPASSUNG -
Die "Galtarbeiter" hoffen, ihren niedrigen sta
tus durch den Kauf von "Prestigeobjekten " (Autos,
elektrische Gerlte usw.) zu verbessern. Wenn sie
dann nach Hause fahren sind sie nicht mehr arm
und arbeitslos - sie sind arm, arbeitslos und
Besitzer eines Fernsehers.
Das hat noch den zusltzlichen "Vorteil", daß
ihre Devisen (ersparte Löhne) in den "Aufnahme
1lDder" bleiben oder daß PIodukte dw,ser Auf
nahrnelinder dimit gekauft werden.

AGGLOMERATIONSEFFEKT -
Weil es mobile Arbeitskrlfte wie die "Gastarbei
ter" gibt, kann sich die Industrie in zentralen
Ballungsgebieten sammeln, IroniJcherweise ver
hindern dadurch die "Gastarbeiter" selber, daß
we!leulOplisches Kapital jemals in ihren LIndern
investieren wild.

KONTAGIONSTHEORlE -
diese soziologische Theorie besagt, daß - wenn
ein bestimmtes numerisches Verhlltnis zwischen
Inllndem und Auslindern besteht, die Chancen
fUr Kontakt und Kommunikation größer sind.
Das Wort "Kontagion" bedeutet interessanter
weise "Ansteckung" - wie bei Grippe und ande
ren Krankheiten.

ROTA TIONSPRlNZIP -
Die "Gastarbeiter" werden heimgeschickt und
durch neue ersetzt, sobald sie:
I, lange genug da gewesen sind um gewisse

Rrchte z. B. bezUglieh Aufenthalt erworben
zu haben

2. genug Deutsch gelernt haben um diese Rechte
listigerweise auch zu fordern

3. ilire Familien nachkommen lassen könnten,
die ja dann auch wO wohnen mUßten, in die

Schule gingen usw.
4. die Situation, einigermaßen durchschaut ha

ben und aufmüpfig werden könnten.

INFRASTRUKTIJRBELASTUNG -
die "Gastarbeiter" sind so unvendllmt, Wohnun
gen, Schulen, öffentliche Transportmittel und
soziale Einrichtungen zu beanspruchen, lIUl weil
sie genau soviele Steuern zahlen wie inllDdische
Arbeiter.

A. A. N. - Auslindisehe Arbeitnehmer- --
Diese AbkUrzung ist in Fachschriften sehr beliebt,
weil:

1. der Ausdruck "Gastarbeiter" allmlhlich doch
zu zynisch klingt

2. Buchstaben so schön abstrakt, wertfrei und
neutral wirken.

Wer kirne auf die Idee, daß es sich um Men
schen handelt I Wer kann sich mit einem A. A. N.
idertifizieren und solidarisieren 1 Wer kann Uber
die "Rechte der A. A. N. " reden I

PAaTIELLE INTEGRATION -
Die Kinder von "Gastarbeitern" werden gerade
soviel integriert, daß sie eventuell (bei Bedarf)
eine zweite Generation von billigen Arbeitern
liefern können, aber nicht so sehr, daß man sie
nicht sofort wieder abschieben könnte, wenn man
sie dann doch nicht braucht.

Die erste Folge des Korrespondenzkurses behan
delt - den Fachjargon in Sachen "Gastarbeiter",

Die "Professoren" und "Professorinnen" der
ARENA-Universität laden Euch ein, den Fremd
sprachenkurs "Wissenschaftologisch" zu inskri

hieren.

Bluffworte für das
Sozialwissenschafts 
Vokabelheft
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kommensverteilung etwa ist kein wirt
schaftspolitisches Thema, sie ist ja
technisch vorgegeben, daran ist nicht
zu rütteln. So können die Chicagoer
ganze Bücher über die wirtschaftliche
Entwicklung Süd amerikas schreiben,
ohne die Einkommensverteilung auch
nur zu erwähnen.

Auch die Besitzstruktur kommt nicht
vor. Modernisierung der Landwirtschaft
ist daher auch kein Problem der Land
verteilung, sondern nur noch eine
Frage des Düngemittelinputs.

Auch Allende hat schockiert: die US
Konzerne, indem er sie verstaatlicht
hat, oft entschädigungslos. Das ist
auch ein Schock für einen echten
liberalen Ökonomen. Daher empfah
len die Chicagoer, die Unternehmen
entweder zurückzugeben oder nach
träglich hohe Entschädigungen zu
zahlen.

Seit drei Jahren schockiert Pinochet
mit Hilfe friedmans die Chilenen:
Lehrer und Ärzte wurden entlassen,
alle Sozialzuwendungen abgebaut,
Polizisten und Soldaten aufgenommen,
die Arbeitslosigkeit liegt mittlerweile
- offiziell r - bei über 20 Prozent.
die Inflation - die zu bekämpfen
Friedman ja ausgezogen ist - hat un
vorstellbare Ausmaße erreicht, zeit
weise war sie die höchste der Welt.
(Gegenwärtig bastelt eine andere Mör
derjunta, die in Argentinien, an der
höchsten Inflationsrate der Welt.)
Zum Unterschied von der Allendezeit
sind die Geschäfte Jetzt voll - aber

Nach Meinung der Monetaristen hat
der Staat nur zwei Aufgaben: 1. Re
gelung der Geldmenge. 2. Der Staat
muß eingeschränkt werden, das Bud
getdefizit muß beseitigt werden. Die
se Wirtschaftspolitik wird als shock
treatment bezeichnet.

Bei dieser Betrachtung gibt es zahl
reiche Probleme gar nicht. Die Ein-

Aber Milton Friedman war nicht nur
Berater für amerikanische Wirtschafts
politik. Vor drei Jahren erhielt er die
Gelegenheit, eine andere Regierung
beraten zu dürfen: die Mörderjunta
in Chile. Sehen wir uns an, wie Theo
rie und Praxis am Fall Chiles aussehen.

Gescheiten werden sich schon durch
setzen, daher zahlt man am besten
keine Stipendien. Die Arbeitslosen
werden durch die Unterstützungen
ohnehin nur übermütig und halten das
Lohnniveau hoch, was für die "Wirt
schaft" schlecht ist. Und die Kranken
sind eh nur eine Belastung für die
"Wirtschaft", die lebensfähigen (=
Reichen) unter ihnen werden schon von
allein gesund (über ihre dicke Brief
tasche). Die anderen sollen froh sein,
daß sie eines natürlichen Todes ster
ben dürfen.

Die Vertreter der Chicagoer Schule
sind Monetaristen. Sie sind überzeugt,

, daß alles übel in der Wirtschaft nur
vom Staat kommt. Würde er sich aller
Eingriffe enthalten, so wäre alles be
stens. Denn die freie Wirtschaft regelt
sich selbst, Alles funktioniert harmo
nisch, alles folgt technisch vorgege
benen, unverrückbaren Gesetzen. Die
Löhne entsprechen dem Grenzprodukt
der Arbeit, der Zinssatz dem Grenz
produkt des Kapitals. Wer sich gegen
diese Gesetze auflehnt, gefährdet die
Harmonie in der Wirtschaft.

Nach der Friedman'schen Theorie muß
die rasche Ausweitung der Geldmenge
bekämpft werden, die eine Folge der
Budgetdefizite ist. Daher müssen die
Defizite beseitigt werden. Wie macht
man das? Wegen der kommunistischen
Gefahr kürzt man sicher nicht die Mi
litärausgaben, wegen der Autolobby
sicher nicht den Ausbau des straßen
netzes, wegen der steigenden Krimi
nalität sicher nicht die Ausgaben für
"innere Sicherheit".

Milton Friedman war immer ein Ver
fechter der Freiheit. Wir nehmen uns
jetzt auch eine Freiheit heraus: Die
Freiheit zu unterstellen, daß mit der
Verleihung des Nobelpreises nicht nur
wissenschaftliche Leistungen anerkannt
werden, sondern daß damit auch Poli
tik betrieben wird.

Bleiben also, ganz zufällig, die Aus
gaben für Bildung, Gesundheit und so
ziale Sicherheit. Das ist das sympathi
sehe am friedman'schen Monetarismus:1.------------------------,1
man weiß gleich, was mit Budgetkür-
zung gemeint ist und was nicht.

Der Staat soll sich draußen halten,
denn die Wirtschaft wird ohnehin
immer von allein gesund und sauber.
Denn sein Eingreifen mit fiskal- und
geldpolitischen Instrumenten bringt
erst die Unsicherheit, durch die die
aufgetretenen Instabilitäten im priva
ten Sektor erst verschärft werden. Nur
ohne Staat wird die "Wirtschaft" ge
sund. (Und die bösen Marxisten ver
schwinden auch von den Unis, wenn
die Ausgaben für Bildung drastisch ge
kürzt werden; und zum Football-Spie
len braucht man sie ja nicht), Die
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I Wirtschaftsnobelpreis :

I Pinochet
I statt Sozialismus
I Ein großer Denker ist für seine brillan- I

ten Leistungen auf dem Gebiet der
Wirtschaftswissenschaften belohnt wor- I
den: Milton Fr i e d man, geistiger
Führer der Chicagoer Schule, wurde
zum Träger des Nobelpreises für Öko
nomie auserkoren. Der Einfluß des
auf diese Weise Geehrten wird dadurch
noch steigen, weniger denn je werden
die Ökonomen um ihn und sein Gedan
kengebäude herumkommen. Wir wol
len zeigen, daß es auch politisch
nicht sehr klug ist, Friedmans Theorien
als dumm und realitätsfremd abzutun.



Portugal:

Konstanter
Rechtskurs der PS

19

nicht weil mehr produziert wird, son
dern weil niemand mehr Geld hat, um
zu kaufen.

Aber Milton Friedmans Freiheit wird
durch die Junta gewahrt: die Freiheit
der Preise, zu steigen, die Freiheit der
Löhne,zu sinken, die Freiheit der Un
ternehmer, auch weiterhin nicht zu
investieren und Arbeiter zu entlassen,
die Freiheit der Chilenen, weniger
Brot zu essen und weniger Milch zu
trinken, die Freiheit der US-Konzerne,
in Chile die höchsten Profite in allen
südamerikanischen Ländern zu machen.

Jetzt bekommt der Staat auch wieder
Aufgaben: er muß Unruhen unterdrük
ken, Angst und Schrecken verbreiten,
die Normalauslastung der Konzentra
tionslager garantieren, Arbeiter- und
Bauernorganisationen zerschlagen.

Und wie die bürgerlichen Parteien, sobald sie
die geringsten Siege erfochten haben, vermit
tels des gesetzlichen Fortschritts zwischen der
Scylla (1) der Revolution und der Charybdis (1)
der Restauration durchzulavieren suchen, da
von haben wir in der letzten Zeit Exempel ge
nug gehabt.
Friedrich Fnge15 (1871 )

(1) Im Altertum von der Schiffahrt gefürchte
tes Riff und Meeresstrudel bei Messina.

Der Kampf zwischen dem "rechten"
und dem "linken" Flügel der Sozia
listischen Partei Portugals (PSP) scheint
vorerst entschieden: Die Gallionsfigur
der linken Sozialisten, Landwirtschafts
minister Lopes Cardoso, wurde am
3. November auf dem Parteitag in
Lissabon nicht mehr in den Vorstand
gewählt und demissionierte einen Tag
später von seinem Ministerposten. Da
für wurden einige Delegierte, die 1974
wegen ihrer zu großen Rechtstenden
zen aus der Parteileitung ausgeschieden
waren, erneut in dieses Gremium ge
wählt. Cardosos Niederlage is t die
Niederlage der Gewerkschaftsvertre
ter, auf deren Liste er kandidiert hat
te und welche nur ein Viertel der
Delegiertenstimmen erhielt.

Parteivorsitzender und Regierungs
chef Mario Soares, dessen Linie sich

auf dem Parteikongreß wieder durch-

Milton Friedman muß sich um das
alles nicht kümmern. Er ist "Beobach
ter", und er beobachtet wissenschaft
lich. Einiges - wie Folterungen, Ar
beitslosigkeit und Hunger - ist ihm
dabei sicher entgangen. Ihn treffen
ja keine der von ihm verordneten
Maßnahmen. Er wird nicht entlassen,
und sein Honorar erhält er in Dollars
und nicht in Pesos. Nach einer Infor
mation der Süddeutschen Zeitung vom
Juli 1975 sind die Chicagoer in Chile
an Spekulationsgeschäften beteiligt.

Theorien, die für die Wirtschaftspoli
tik faschistischer Regime herhalten,
sind nicht einfach falsch. Sie sind ein
Mittel der Unterdrückung, nur unter
diesem Gesichtspunkt können sie ge
sehen werden.

(gekürzt aus: "Roter Börsenkrach ")*

gesetzt hatte, erklärte: "Die Arbei
terkommissionen und Gewerkschaften
müssen begreifen, daß es eine Zeit
für Forderungen gibt und eine Zeit,
in der die Wirtschaft stabilisiert wer
den muß." Fragt sich nur auf wessen
Kosten. Die "Europareife" für dieses
unterentwickelte Land. die Eintritts
karte in die EWG, wird teuer zu ste
hen kommen.

l!Den Konsum verringern
und
die Produktion erhöhen" i

Das portugiesische Handelsdefizit,
über dessen kontinuierliches Steigen
zur Zeit der Regierung Vasco Goncal
ves vor einem Jahr in den österreichi
schen Massenmedien Krokodilstränen
vergossen wurden, wächst unbeachtet
von der heimischen veröffentlichten
Meinung munter weiter. Nach offizi

ellen Schätzungen wird es für 1976
umgerechnet 19,25 Milliarden Schil

ling betragen. Zur Heilung der kran

ken Wirtschaft hat das Kabinett Soares

ein beinhartes Sparprogramm unter
der Devise "den Konsum verringern
und die Produktion erhöhen" verord
net. Auf lebensnotwendige Güter wird

eine Zusatzsteuer zwischen 20'10 und
30'10, auf Luxusgüter unter die bei
spielsweise Wein, Tabak, Kosmetika
fallen, 60'10 aufgeschlagen. Hinzutr e
ten neben Importrestriktionen Tarif
erhöhungen bei öffentlichen Verkehrs
mitteln und Beitragssteigerungen für
Sozialleistungen.

Die Verkrüppelung des Kapitalismus
durch die Ära faschistischer Diktatur,
die die Auswirkungen der weltweiten
Rezessionsperiode für Portugal multi
pliziert, ist für die Sozialistische
Partei Anlaß und Ausrede zugleich,
"nicht zu schnell" in Richtung Sozia
lismus zu marschieren. Einstweilen
noch mit Erfolg kann Mmio Soares
seine Getreuen um sich scharen und
warnt, ebenso Meister der polit ischen
Demagogie wie ein ihm befreundeter
ausländischer Parteichef (na wer
wohl?), daß nach ihm die Diktatur
ausbräche. Einst drohte er mit den
Linken, heute mit den Rechten:"Lis
sabon ist nicht Prag geworden. Es

darf auch nicht Santiago de Chile
werden. "

Die Furcht vor einem rechten Staats
streich ist tatsächlich unbegründet
solange die SP die Ka pit al
interessen so gut vertritt. Im Gegen
teil, die frühere "Demokratische
Volkspartei" (PPD), die sich auf rech
te Kleinbürger stützt, sieht immer
mehr ihre Felle davonschwimmen

und hat sich deshalb auf ihrem 
übrigens zur selben Zeit wie von Jer
SP - abgehaltenen Parteitag in "So
zialdemokratische Partei"um benannt.
Ihr Vositzender heißt dennoch weiter
hin Sa Caneiro und saß bis] 973 in der
faschistischen "Nat ionalversammlung".
Für eine kapitalistische Modernisierung,
die nach der langen Diktatur der Rech
ten und dem kurzen aber dennoch nicht
wirkungslos gebl ieb enen Aufflackern
linker Initiativen eben nur in soziali
stischem Gewande vor sich gehen kann,
müssen alle an einem Strang ziehen.

Das taten PSP, PPD und die Rechts
partei CDS schon bei der gemeinsa
men Wahlempfehlung für den am
27. 6. gewählten Staatspräsidenten
General Eanes. Die Minderheitsregie
rung Soares ist aber weiterhin auf die
Unterstützung anderer Parteien ange
wiesen; für ihr Programm braucht sie
das Wohlwollen der Bürgerlichen. Die-

D{)
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General Ramalho Eanes - "Ich bin ein Freund, kein Anhänger Spinolas"

form garantierte, wenn nur keine "zu
exzessiven Forderungen" gestellt wür
den. Auf diese Weise, und durch Un
terstützung landwirtschaftlicher Fach
kräfte, konnte die SP so 32 einst
selbstverwaltete Kooperativen unter
ihre Kontrolle bringen. Diese Erfolgs
serie der Sozialisten wird sich unter
einem neuen, "gemäßigteren" Land
wirtschaftsminister aber kaum durch
halten lassen.

Ähnlich gelagert ist der Problemkom
plex bezüglich der besetzten Häuser,
aus denen die Besetzer jetzt systema
tisch verjagt werden. Am 12. 9. 1974
verfügte ein Gesetz, um die Immobi
lienspekulation zu steuern, daß alle
freien Wohnungen und zu einem ihrem
Zustand entsprechenden Preis vermie
tet werden müssen. Doch das Gesetz
bestand meist nur auf dem Papier und
mehr als 500.000 Familien mußten
weiter unter entwürdigenden Bedin
gungen hausen. Daher legalisierte
die Regierung Vasco Gonc;:alves alle
Besetzungen für den Fall, daß die
Hauseigentümer sich weigerten, dem
Gesetz entsprechende Mietverträge
abzuschließen. Vor kurzem sind nun
von der Regierung Soares die ersten
Besetzerfamilien aufs Pflaster gewor
fen worden.

ses erhielt sie auch beispielsweise
für die "Moralisierung der Schulen":

Die im Jahre 1974 begonnene Alpha
betisierungskampagne zur schrittwei
sen Tilgung der Analphabetenrate von
fast 40"10 und die partielle Entfaschi
sierung des Lehrerstandes, erlaubte es
noch nicht diplomierten Lehrern, z. B.
Studenten, zu unterrichten. Durch
eine Gesetzesnovelle ist dies seit Be
ginn des Schuljahres 1976/77 nicht
mehr möglich. Mehr als zehntausend
provisorische Lehrer wurden entlassen
und - wenn überhaupt - durch Lehrer
aus der faschistischen Periode Portu
gals bzw. durch Angolaflüchtlinge er
setzt. Im Unterrichtsministerium
selbst wurde eine Säuberungsaktion
gegen die dort zahlreich beschäftigten
Mitglieder der KP durchgeführt.

Diese Kommunistische Partei Portu
gals, die seit dem Putsch der MFA
gegen das Caetanoregime das politi
sche Ränkespiel meist der Mobilisie
rung für konkrete Problematik vorge
zogen hat, verheddert sich immer
mehr in ihren eigenen taktischen Ma
növern. Gegen die Rückgabe von
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"widerrechtlich besetzten" Latifun
dien an ihre ehemaligen Besitzer im
einstmals "roten Alentejo" hat die
KP kaum verbal Stellung genommen.

Dabei gehörte die Vorantreibung der
Landreform zu ihren wesentlichen Ver
diensten. Einzig die "Dynamisierungs
gruppen der Volksunion", entstanden
zur Unterstützung der Präsidentschafts
kandidatur Otelo de Carvalhos, setzten
sich ihren Kräften entsprechend zur
Wehr. Vor allem gegen die "Confö
deration der Agrarier Portugals" (CAP),
einer reaktionären Standesvertretung
von Groß- und Mittelbauern, die die
Landreform, aus Konkurrenzangst vor
den beachtliche Produktionsfortschrit
te zeigenden Selbstverwaltungskollek
tiven, gänzlich rückgängig machen
möchten. Diese Vereinigung muß wohl
auch die Abwahl von Landwrtschafts
minister Cardoso als Erfolg für sich
buchen, stand er doch lange genug in
ihrem Kreuzfeuer. Doch könnte sich
dieser "Sieg" der CAP allzuleicht
gegen sie selbst richten. War es doch
Cardosos relativ fortschrittlicher Po
litik gelungen, die SP als das kleine-
re übel darzustellen, die die Landre-

Anderung durch die

Gemeinderatswahlen?

Im Dezember sind die nächsten Wah
len. Aus ihnen werden die Gemeinde
verwaltungen hervorgehen. Werden
Mario Soares und die SP ihren verdien
ten Denkzettel bekommen? Wird der
Parteivorsitzende weiterhin seine Domp
teurnummer auf dem Schwebebalken
durchführen, die Sozialisten von links
und rechts zusammenhalten können?
- Alle dissidenten SP-Fraktionen sind
bis jetzt gescheitert, da die von Soa-
res einmal tiefrot einmal tiefschwarz
an die Wand gemalte Gefahr von außen
das Parteifußvolk bei der Stange hielt.

Das würde sich sicher durch einen spür
baren Wahlrnißerfolg ändern. Ein Miß
erfolg, der angesichts der sozialen De
magogie der SP, die beispielsweise
den vergleichsweise hohen Lebensstan
dard der BRD als Resultat sozialisti
scher Politik ausgibt, und dem Feh
len verankterter linker Alternativen,
wenig wahrscheinlich ist.

R.H. *
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IUSA:

Gummiarbeiter
sind zähe Burschen

Thailand:

Der nächste
Dominostein wackelt

Der monatelange Streik der 60.000
amerikanischen Gummiarbeiter in den
Reifenkonzernen Good year, Firestone,
Uniroyal und Goodrich kann als erste
große Kampfmaßnahme der amerika
nischen Gewerkschaften angesehen
werden, die international geführt wor
den ist. Sie stellt einen Test der För
deration von Gummi - und Fabrikarbei
terverbänden (ICF) in 55 Ländern dar,
gemeinsam den "Multis" auf die Ze
hen zu steigen, sie "mit einer gleichen
und symmetrisch starken Macht zur
Niederlage zu bringen ". Um was ging

es?

Die in der United Rubbers Workers
(URW) organisierten Arbeiter verlan
gen Gleitklauseln zur automatischen
Erhöhung der Löhne bei einem be
stimmten Preisanstieg der Lebenshal
tungslwsten. Das ist nicht mehr als
recht und billig, denn die Tarifver
träge laufen drei Jahre. Als Alterna
tive schlagen sie Tarife mit einjähri
ger Laufzeit nach deutschem Vorbild
vor. Außerdem sollen Lohnunterschie
de beseitigt werden und die Werktäti
gen wollen selbst entscheiden, ob
Überstund en sinnvoll sind. Langfristig
besteht die Gefahr, daß technologische
Veränderungen viele Arbeitsplätze
wegrationalisieren. Weiters versuchen
die Konzerne Produktionsstätten in
Länder mit niedrigen Löhnen zu ver
legen, um bei steigender Erzeugung
die Mehrgewinne ausschließlich für
die Kapitaleigner zu retten.

Die Arbeiter wollen außerdem eine
system atische Erforschung giftiger
Stoffe. Die gesundheitlichen Gefah
ren bei der Verarbeitung von PVC und
das Auftreten von Leukämie als Folge
des Umgangs mit Benzol sowie die
überdurchschnittlich bohe Sterberate
durch Kre bs bei Arbeitern in der Gum
miindustrie, haben sie alarmiert. Das
Endziel der Gewerkschaften in diesen
Produktionsbereichen kann nur darin

liegen, die Produktionstechnik zu kon
trollieren.

Unterstützung fanden die amerikani
schen Arbeiter in vielen Ländern, vor
allem bei den Hafenarbeitern. Es kam
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zu Sympathiestreiks. Die brasiliani
sehen Gewerkschaften protestierten
gegen Überstundenanordnungen, die
japanischen Kollegen drohten mit
Kampfrnaßnahmen. Die IG Chemie,
Papier, Keramik forderte ihre Mit-

Am Mittwoch, den 6. Oktober 1976
hat ein Militär- Putsch in Thailand
die Rechts-Diktatur wieder eingeführt.
An diesem Tag hat ein Heer von
Polizisten mit schweren Waffen die
Tammasat - Universität in Bankok
unter Beschuß genommen. Zweitau
send bis dreitausend Studenten hatten
sich auf dem Universitätsgelände ver
sammelt, um gegen die Rückkehr
des ehemaligen Premier-Ministers
und Diktators Feldmarschall Thanom
zu protestieren. Am 14. Oktober
1973 wurde er durch Massendemon
strationen zum Rücktritt und Verlas
sen des Landes gezwungen. Am 19.
September 1976 kehrte er in der
heuchlerischen Aufmachung eines
buddhistischen Mönchs zurück. Die
Polizei wurde beim Angriff auf die
Universität von 2.000 Angehörigen

bewaffneter rechtsextremistischen

glieder auf, Überstunden abzulehnen.

Die Wirkung der internationalen Soli
darität "','ar spürbar, in den US-Läden
gab es zeitweise keine Autoreifen
mehr zu kaufen und seit Juni mußten
Autofabriken neue Wagen ohne Ersatz
reifen ausliefern. Die Firma Firestone
hat als erste einen Mustervertrag vor
gelegt, der die Erhöhung des Stunden
lohnes um einen Cent bei einem An
stieg des Lebenshaltungskosten-Index
um 0,03 Prozent vorsieht. Auch die
übrigen Firmen dürften sich in diesen
Tagen konzessionsbereit zeigen.

C. *

Polit - Banden unterstützt, die durch
die thailändischen Militärs nach CIA

Manier rekrutiert wurden. An die
hundert tote und dreihundert verletzte
Studenten waren die Opfer der Mili
täraktion, die als Auftakt zum Rechts
putsch dienen sollte. An die 5.000
Personen, vorwiegend Studenten und
Intellektuelle, wanderten in Konzen
trationslager.

Die Verfassung wurde außer Kraft ge
setzt und Kriegsrecht über das ganze
Land verhängt. Politische Parteien,
Gewerkschaften, Streiks und Versamm
lungen wurden für ungesetztlich er
klärt, Zeitungen verboten, Bücher
und Broschüren eingezogen und ver-
brannt. Das Land wird vom National
Administrativen -Reform - Komitee, be
stehend aus vierundzwanzig älteren

Militärs, regiert, dem ein ziviles



Neuer Unksputsch
in der Armee
und/oder Aufschwung
des Guerillakriegs?
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Die neuen Machthaber in Thailand
sind im Inneren wie im Äußeren
völlig isoliert. Und dies jeweils
zweifach. Sie sind isoliert von der
Mehrheit des Volkes, aber auch in
der Armee stellen sie nur eine starke
Fraktion dar. Die Verschärfung der
bewaffneten Provokationen an den
Grenzen zu Laos und Kambodscha hat
bereits eine eindeutige Reaktion die
ser Länder und Hanois zur Folge: die
modernsten amerikanischen Waffen,
die in riesigen Mengen in Indochina
den Befreiungsbewegungen in den
Schoß gefallen sind, tauchen in grös
serer Anzahl unter den im Norden
und im Süden Thailands operierenden
Guerilla -Einheiten auf. Die Mitglied
staaten des ASEAN (Allianz Süd-Ost
Asiatischer Nationen). die allesamt
mit ähnlichen internen Problemen
zu kämpfen haben wie Thailand,
sehen ihre Strategie gefährdet: sie
wollten durch entspannte Außenbe
ziehungen zu Vietnam, Laos und
Kambodscha ungestört ihrer internen
Stabilisierung nachgehen.

Elektrizitäts-Arbeiter stand, die in
der Nacht Protestplakate gegen
Thanom affichierten. Die schauspie 
lerische Darstellung dieser Provoka
tion durch Studenten. unter denen
einer wie der Kronprinz aussah, wurde
wiederum ausgeschlachtet als ver
steckte Morddrohung gegen die Königs
familie, die in Thailand Tabu ist.
Aber der Zeitablauf muß vor dem
eigentlichen Hintergrund gesehen
werden, der zu benennen ist durch
den Hinauswurf der US-Truppen, die
laufenden US-Wahlen und den raschen
Fortschritt der Regierung bei der Her
stellung und Festigung korrekter Be
ziehungen zu den neuen sozialisti
schen Ländern in Indochina.

Nun scheint alles wieder dort anzu
fangen, wo es vor drei Jahren geen
det hat: Thailand ist auf Grund seiner
Rolle im Indochina -Krieg, seiner
internen Probleme und geographischen
Lage logischerweise der nächste
Dominostein, der fallen könnte. Die
erste große Erschütterung kam von
innen, von der Ultra-Rechten und
den Militärs.

Korruptionsfällen mußte von der Re
gierung eingesetzt werden - und das
in einem Land, wo die älteren Mili
tärs, die Polizei und die Bürokraten
bis zu den Ohren in jeder Art von
Korruption stecken: Rauschgifthandel,
Prostitution, Unterschlagung öffent
licher Mittel, Bestechungsaffären
etc. etc. Auch sonst ist sozialer
Sprengstoff reichlich vorhanden: Bei
einem Bevölkerungs\';achstum von
3,2 Prozent (das ist eine der höchsten
Raten der Welt), gibt es immer weni
ger Land, immer weniger Arbeit,
immer weniger Nahrung. Der Drang
in die überquellenden Städte, in de
nen das Verbrechen wächst, ver

stärkt sich.

Das Volk lernte schnell aus den Er
fahrungen des Kampfes und aus den
Fehlern der Regierung. Es wurden
Organisationen der Arbe iter. der
armen und mittleren Bauern, der
fortschrittlichen Studenten und Intel
lektuellen gegründet. 600.000 Arbei
ter in und um Bangkok steikten und
demonstrierten im heurigen Frühjahr
gegen den steigenden Preis des Reises.
Die wachsende Mobilisierung des
Volkes gegen die Rückkehr des frü
heren Diktators Thanom und dessen
Polizeichef General Praphas erfaßte
in den letzten zwei Monaten alle
Schichten und wurde angeführt vom
nationalen Studentenzentrum Thai
lands, dem Arbeiterrat Thailands,
der Bauernföderation Thailands, ver
schiedener Frauengruppen, Mittel
schülern, Lehrern, Universitätspro
fessoren, Rechtsanwälten und Budd
histen, Die Ultra-Rechte antwortete
mit Provokationen, an deren Ende
die Ermordung und Hängung zweier

Wem nützt der Putsch

Volksbewegungen auf dem Land übten
Druck auf die Regierung aus, die
Bodenrente unter Kontrolle zu brin
gen und eine Landreform in Angriff
zu nehmen; um einen Mindestlohn
festzusetzen; um die in schwindelnde
Höhen steigenden Lebensmittelpreise
zu stoppen. Wachsender Druck von
unten zwang die Regierung, einen
Termin für den endgültigen Abzug
der US-Truppen zu benennen (Juli
dieses Jahres); und um Konzessionen,
die multinationalen Konzernen ge
währt wurden, zu annullieren. Eine
Kommission zur Untersuchung von

Wachsender Druck
von unten

Der Putsch war von langer Hand ge
plant. Die Putschisten und die ihnen
nahestehenden Kreise sind durchwegs
die großen Landbesitzer. Monopol
Kapitalisten, die Militär- und
Staatsbürokraten alten Schlags. Ihre
Macht, ihr Reichtum und ihre Privi
1egien wurden unter den ununter

brochen vierzig Jahre andauernden
Militärdiktaturen angehäuft und ge
festigt. Sie sahen ihre Interessen
immer mehr durch Initiativen der
Volksmassen und demokratischer
Kräfte während der bisher längsten
Periode einer Zivilregierung in den
vergangenen drei Jahren bedroht und
angegriffen. Sie betrachteten ihr
eigenes Überleben immer schon als
das Interesse der "gesamten Nation",
sabotierten im Inneren wie im Äuße
ren die Arbeit der Regierungskoalitio
nen und organisierten polit ische
Terror-Gruppen (wie die "Wilden
Bullen"), faschistische, paramilitäri
sche Einheiten (wie "Nawaphon")
und förderten Massenbewegungen mit
ultra -rechter Ideologie unter losun
gen wie "König- Religion-Nation".
Allein in den letzten 18 Monaten
wurden 30 Bauernführer im Norden
Thailands ermordet. Die Radiostation
der Ultra-Rechten, von einem aristo
kratischen Militär geleitet, hämmer
te in hysterischen Aufrufen ihren Zu
hörern die Notwendigkeit von 30.000

Toten ein, um zur ersehnten Neuge
burt der Nation zu kommen.

Beratungs-Komitee zur Seite steht,
zusammengesetzt aus Geschäftsleu
ten, Bankiers und Technokraten.
Oberster Chef ist zur Zeit Adm iral
Sangad.



'BRD:

!Aufrüstung gegen den
inneren Feind
1.

Daniel Cohn-Bendit meint, daß die
herrschenden Kreise in der BRD heute
alles versuchen um die bestehenden
gesellschaftlichen Verhältnisse einzu
frieren. Nicht ohne Grund, denn in
der ERD ist man nun seit Jahren dabei,
die Demokratie "wehrfähig" zu ma
chen, natürlich gestützt auf die "frei
heitlich-demokratische Grundordnung ".
Um den deutschen Bürgern die Frei
heit weiter zu sichern, w. rd durch
Salamitaktik die Freiheit immer
mehr beschnitten; oder besser ausge
drückt: Um dem deutschen Bourgeois
seine Freiheit zu sichern, beschneidet
man die Freiheit des Proletariats.
Der Autoritarismus ist auf allen Ebe
nen des täglichen Lebens spürbar.
Selbst der Deutsche Gewerkschaftsbund
hat sich in diese bedenkliche Front
eingereiht: durch die Annahme der
Unvereinbarkeitsbeschlüsse soll jede
Revolutionäre Gewerkschaftsopposition
(RGO) mundtot gemacht werden.
Diese Tendenzen, die immer lauter
als Faschisierung des Staates bezeich
net werden, sichern die drei im Bun
destag vertretenen Parteien, heute die

»Wir wollten ihm
nur die Einladung

zum Polizei
sportfest überbrin

gen, aber dann
hat er eine verdäch

tige Bewegung
gemacht. .. «
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SPD-FDP-Koalition, legalistisch ab.
Jene Gesetze, die derzeit hauptsäch
lich gegen die linken Organisationen
bzw. Personen zur Anwendung ge
bracht werden, werden - falls sich
die Klassenauseinandersetzungen ver
schärfen, und alle Anzeichen sprechen
dafür - in Zukunft im vollen Umfang
die Arbeiterklasse treffen ...

Il.

Von der sozialen Zusammensetzung
ihrer Aktivisten und von den Kampf
zie len her untersch ied sich die streik
bewegung vom August 1973 grund
legend von den Septemberstreiks 1969.
In den Septemberstreiks übernahmen
Betriebsräte und die IG-Metall rasch
die Streikführung von den angelernten
Arbeitern der Eisen - und stahlindustrie.
Vier Jahre später hatte sich der Schwer
punkt von Anfang bis Ende der Aktio
nen auf die angelernten Bandarbeiter
der metallverarbeitenden Massenpro
duktion, vor allem Frauen und aus
ländische Arbeiter, auf diejenigen
verlagert, die die größten Mehrwert
massen produzieren. Im Gegensatz

zu 1969 gab es auch keine gewerk-

MARKUS

schaftIichen Vermittlungsmechanis
men, die geeignet gewesen wären
die 70.000 streikenden Arbeiter und
Arbeiterinnen der metallverarbeiten
den und elektrotechnischen Industrie
zur Räson zu bringen, denn dieser
Streik war ein Schlag ins Gesicht
einer vierjährigen skrupellosen Unter
nehmer- und Gewerkschaftspolitik .
In diesem Streik ging es nicht haupt
sächlich um mehr Lohn, obwohl dies
bei der seinerzeitigen Inflation auch
eine gewisse Rolle spielte, sondern
der Streik richtete sich in erster Linie
gegen die kapitalistische Arbeitsorga
nisation. Bei Ford in Köln kam dies
am besten durch folgende Forderungen
zum Ausdruck: Verlangsamung der
Bandgeschwindigkeit , mehr Arbeiter
an die Bänder wie bisher (die mörde
rischen Taktzeiten betrugen 0,83
Minuten, also doppelt so schnell als
z.13. bei VW), Absetzung der brutal
sten Funktionsmeister (sie betätigen
die Bandsteuerungsgeräte), 13. Mo
natsgehalt und eine Mark mehr für
alle.

Mit diesen Forderungen gaben die
Fordarbeiter den Arbeitskämpfen die
bisher klarsten Konturen. Nur zwei
Tage lang wurde der Streik vom Be
triebsrat und den IG-Metall-Vertrauens
leuten unterstützt, weil dann klar
wurde, daß es die streikenden mit der
Wahl eines autonomen Streikkomitees
ernst meinten. Somit stellten sich
die "Arbeitervertreter " in eine Front
mit den Ford -Managern, die schon
fleißig an der gewaltsamen Zerschla
gung des Streiks bastelten, weil sonst
die Fließbänder von Ford auch in Düren,
Saarlouis und Genk gestanden wären.
Auf Anraten der IG-Metall wurde der
Plan fallengeIassen,das Werk von Po
lizeihundertschaften räumen zu lassen,
aus Angst vor einer bundesweiten Soli
darisierungsbewegung.

Es wurde dann nach sechstätigem Stre ik
folgendermaßen vorgegangen: zur Zer
schlagung des Streiks traten der ge
samte Werkschutz, als Arbeiter ver
kleidete Polizisten, mittlere Manager,
Mitglieder des Betriebsrates und der
IG Metall-Vertrauensleutekörperlei
tung, zusammen mehrere hundert
Mann, an. Ein Transparent mit der
Aufschrift "Wir wollen arbeiten" war
gemalt worden.

Es sollte der Eindruck erweckt werden,

als ob es bei der Demonstration von
"arbeitswilligen Deutschen" und der
Demonstration der Streikenden 
hauptsächlich Ausländer - während



Notwendige Opfer?
Nachdem die korrupteste bürgerliche Partei Europas und die größte kommuni
stische Partei Westeuropas aus den Parlamentswahlen vom 20. Juni gestärkt her
vorgingen (siehe "offensiv links "0 Juli/August, S. 21), machte sich vielerorts
Ratlosigkeit breit über die Strategie, die die KPI nun einschlagen würde. In
den vergangenen Monaten sind einige Elemente der neuen Strategie der KPI
sichtbar geworden.

tung die DC- Minderheitsregierung.
Gegenüber der Arbeiterklasse wurde
dieses Verhalten mit den gewährten
größeren Kontrol1m öglichkeiten der
Regierung verteidigt (siehe "offensiv
links", September, S.14).

Günter Wallraff, ] ~J unerwünschte
Reportagen, Verlag Kiepenheuer
& Witsch, Köln-Berlin. ] 972.

Daniel Cohn-Bendit, Der große Bazar.
Trikont Verlag. München. HJ75.

Karl Heinz Rath. Die "andere" Arbei
terbewegung, Trikont Verlag, Mün
chen. 1974.
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(wird fortgesetzt)
- w. m. -

mit ihren auswärtigen Direktinvest i
tionen von derzeit rund 52 Milliarden
DM an dritter Stelle hinter der USA
und Großbritannien. Zwar ist der Ab
stand zu den ausländischen Kapitalan
lagen der USA und Großbritanniens
noch sehr groß, doch die viel höheren:
Zuwachsraten des deutschen Kapital
exportes zeigen das Bestreben, diesen
Abstand zu verringern. Dieser rasche
Zuwachs der ausländischen Kapital
anlagen der BRD hat gegen Ende der
sechziger Jahre eingesetzt - konkret
seit der Rezession 1966/67 - und
beweist die gesteigerten Expansions
bestrebungen des BRD-Kapitals. Nicht
zufällig fällt dies mit den Anfängen
der gesteigerten inneren Aufrüstung
zusammen.

Literatur:

Die ganze Problematik der "neuen"
Politik der KPI wurde im nächsten
Schritt offensichtlich: Das Sanierungs
programm der Regierung Andreotti
ist ein klassisches Sparprogramm , das
auf Kosten der Arbeiterklasse die In
vestitionen wieder ankurbeln möchte.
Preise und Tarife werden erhöht, die
Arbeiter zum Maßhalten aufgefordert,

Daß die Exekutive nicht mehr nur ge
gen die "Chaoten" vorgeht, sondern
auch gegen streikende Arbeiter, zei
gen die Beispiele der Streikbewegung
1973, der heurige Druckerstreik und
andere Aktionen der Werktätigen.

In den Großbetrieben werden para
militärische Verbände aufgestellt, die
mit "Werkselbstschutz " - nicht zu
verwechseln mit dem legalen Werk
schutz - bezeichnet ",erden, und
künftig selbst mit Schußwaffen gegen
streikende Arbeiter "orgehen könnten,
falls die Polizei aus verschiedensten
Gründen dazu nicht in der Lage ist.

Die bisher angeführten Tatsachen
sind nichts anderes als der Versuch
der herrschenden Kräfte der BRD, ihre
Interessen innenpolitisch abz usichern.
Andererseits sind sie ebenso bestrebt
das "Modell Deutschland" auf ganz
Europa zu übertragen. Immer frecher
spielen sich die deutschen Imperiali
sten als Gendarm Westeuropas auf und
versuchen, den westeuropäischen Re
gierungen ihre politischen Vorstellun
gen erpresserisch aufzuzwingen. Der
Kapitalexport erweist sich als ein
wesentliches Instrument zur Erweite
rung der wirtschaftlichen und politi
schen Einflußgebiete. Die BRD steht

Die KPI hält trotz Ablehnung durch
die DC weiterhin am "Historischen
Komprorniß " fest. Nach dieser Abfuhr
wartete ihre Führung nicht mehr, bis
die Christdemokraten ihr Versagen
eingestanden und zur Zusammenarbeit
mit den Kommunisten bereit wären,
sondern sie suchte den Historischen
Komprorniß halt durch die Hintertür
zu erreichen. Nachdem ihr von der
DC die Führung in einigen Parlaments
ausschüssen, die eine gewisse Kontrol
le der Budgetpolitik ermöglicht, zu
gestanden wurde und Pietro Ingrao
zum Parlamentspräsidenten gewählt
(manche sagen: als Berlinguer-Kriti
ker kaltgestellt) wurde. unterstützten
die Kommunisten durch Stimmenthal-

Italien:

Seit Jahren sind nun die Bonner Bundes
tagsparteien dabei, diese Zuchthaus
atmosphäre auf ganz Deutschland zu
übertragen. Ihr trauriges Geschwätz
von Freiheit dient nur dazu/die Freiheit
weiter einzuschränken. Im Namen der

Freiheit soll jede oppositionelle Re

gung niedergeknüppelt werden oder
wie es heute schon der Fall ist, flie
gen diejenigen, die sich nicht "an
passen" wollen} aus den Gewerkschaf
ten' dem Öffentlichen Dienst oder
aufgrund Schwarzer Listen aus den
Betrieben, damit der Friedhofsfrieden
weiter aufrecht erhalten werden kann.

des Schichtwechsels zu einer Massen
schlägerei gekommen wäre; die tak
tisch günstig aufgestellte Polizei sollte
dann dazustoßen, den Demonstrations
zug der Streikenden vollends zerschIa 
gen und das Streikkomitee verhaften.

Die Rechnung ging auf. Innerhalb we
niger Minuten ..... urden die überrasch
ten Streikenden brutal zusammenge
schlagen - mit Schlagstöcken und
Werkzeugen, die vorher an die "Ar
beits..... illigen" verteilt worden ..... aren.

Dieses Modell der Zerschlagung eines
Streiks wurde zu diesem Zeitpunkt
auch bei John Deere/Mannheim.
Klöcknerhütt e/Bremen, Pierburg/Neuß,
Rhe instahl/Bie lefeld us\',o . reprod u
ziert bzw. in immer neuen Varianten
fortgesetzt.

In dieser Stre ikbewegung hat sich
eine klare Konfrontationslinie heraus
gebildet: hier die Personifikation der
Wirtschaftsinteressen, be sser ge sagt
der Profitinteressen, da die Interessen
der Arbeiter, ganz besonders die der
wie Maschinen Schuftenden - haupt
sächlich Frauen und ausländische Ar
beiter -, die die schwersten und mo
notonsten Arbeiten verrichten. Die
von diesen Arbeitern erle bte Entfrem
dung, die sich aus totaler Ent-Intellek
tualisierung ihrer Arbe itsinhalte, aus
monoton wiederholten Be .....egungen
einzelner Muskelgruppen oder Sinnes
funktionen und aus der Erfahrung einer
totalen Kontrolle aller Le bensäußerun 
gen durch einen perfektionierten ka
pitalistischen Gebrauch der Maschine
rie zusammensetzt, kann schwerlich
noch überboten werden. Und damit
ist die Fabrik als Zuchthaus Wirklich
keit geworden, wo nur noch Zwang
und Gewalt den Verkäufer von Arbeits
kraft in Bewegung halten, weil er
vom Arbeitslohn leben muß.

III.
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Aber hinter den Vorwürfen steht handfeste Politik. Der Sturz von Djiang Tjing,
Wang Hung-wen. Dschang Tschun-tjiao und Yao Wen-yiiän ("Schanghai
Mafia ") hat wie eine Bombe eingeschlagen.

1976 ist es ihre Widersacherin Djiang Tjing. der der gleiche Vorwurf gilt.
Wandzeitungen in der Peking-Universität beschuldigen "Frau Mao", mit
"einer französischen Perücke, einer Schweizer Armbanduhr und japanischen
falschen Zähnen" in der Öffentlichkeit zu erscheinen.

1967 wurde die Frau von Liu Schao-tj i in Peking einem johlendem Publikum
vorgeführt. Rotgardisten zogen ihr das seitlich geschlitzte Kleid über, das
sie auf einem staatsbesuch in Indonesien getragen hatte. und beschuldigten
sie eines verschwenderischen Lebensstils.

Das Bild eines blutrünstigen Despoten
Hua Guo-feng. der mit dem eisernen
Besen die lauteren und idealistischen
linken Widersacher bei der erstbesten
Gelegenheit niedermachen läßt (so
las man es gelegentlich in der Presse)
ist allerdings kaum haltbar. Aus der

Geschichte der letzten zehn Jahre
läßt sich einiges klären.

Die "Große Proletarische Kulturrevo
lution" von 1966 bis 1969 hat entge
gen ihrem Mythos für viele Enttäu
schungen gebracht. Ihren Ansprüchen
konnte sie nie gerecht werden.

Drücker, Deng Hsiao-ping (und post
hum auch Dschou En-Iail) mußten
damals gehen, diesmal zog die "Vie
rerbande " (Peking Rundschau) selbst
den kürzeren.

Die Entwicklung der letzten Monate
hat gezeigt, daß die KPI unter dem
Historischen Komprorniß vor allem
die Absprache zwischen den Partei
führungen versteht. Berlinguers letz
ter Vorschlag, einen ständigen vor par 
lamentarischen Verhandlungsausschuß
einzurichten. unterstreicht dies nur.
Das hat mit den "Lehren aus Chile",
wie sie die KPI gezogen zu haben
glaubt - näm lieh eine vertikale Spal
tung des Volkes zu verhindern - nur

mehr wenig gemeinsam. *
P. L.

waren es mit 550.000 Wählern der
Democrazia Proletaria (DP) zwar um
70.000 mehr als bei den letzten Re
gionalwahlen, doch die Gegensätze
zwischen der Manifesto-Gruppe und
den PdUP-Leuten brachen neu auf.

Die Quadriga. die die Kulturrevolu
tion geführt und deren Ideale dann
verraten hatte, wurde Opfer des stils,
den sie selbst in der chinesischen Poli
tik etabliert hat: des Putschismus und

der Palastintrige.

Was man selbst nach der Lin-Biao
Affäre noch nicht ganz glauben moch
te' hat sich spätestens jetzt deutlich
ins Bewußtsein gedrängt: die Deforma
tion der Übergangsgesellschaft Chinas,
wo nicht mehr die Sache entscheidet,
sondern - diesmal sogar wörtlich zu
nehmen - wer den Revolver zuerst
zieht. Im April waren die Wang
Dschang-Tjiang-Yao-Leute zuerst am

Blutrünstiger
Despot Hua?

Chinesische
Schattenspiele

I
außer sich vor Begeisterung über Kom
munisten (12,10.). Das Problem seien
nur noch "die jahrzehntelang aufge
hetzten und im Glauben an das Un-
mögliche gehaltenen Anhängermassen "
schrieb er anderntags (23.10.). Auch
andere Teile der Bourgeoisie machen
die KPI auf ihre Verantwortung auf
merksam. Ugo La Malfa. der Chef
der kleinen republikanischen Partei,
meinte: "Wenn es der KPI nicht ge-

I lingt, den Volksrnassen, deren Ver-

I
trauen sie bis~er genossen hat, ,di,e
Notwendigkeit der Opfer begreiflich
zu machen, dann gehen wir rasch
einer unhaltbaren Lage entgegen. "

Aber auch die extreme Linke steckt
in einer gewissen Krise. Nach den
hochgeschraubten Erwartungen (man
sprach von zwei Millionen Stimmen)
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"Italiens Kommunisten verwenden
sich - das ist ein einmaliger Fall in
der westlichen Welt - für eine Wirt
schaftspolitik der Vernunft, ohne
Rücksicht auf Popularität". Zum er
sten Mal ist Alfons Dalm a, römischer
"Presse"- und ORF-Korrespondent,

l ja sogar eine der größten Errungen
schaften aus den Arbeitskämpfen der
späten sechziger Jahre, die gleitende
Lohnskala (also das automatische
Nachziehen der Löhne mit der Infla
tionsrate) soll angetastet werden. In
einem Land mit einer derart kämpfe
rischen Arbeiterbewegung wie der
italienischen hätte die Reaktion der
Gewerkschaften normalerweise so wie
zur selben Zeit in Frankreich gehei
ßen: Generalstreik. Doch die KPI hielt
die Gewerkschaften zurück. Ihr Wirt
schaftsexperte Eugenio Peggio forder
te die Arbeiter zum Erbringen von
"Opfern" auf und wurde daraufhin von

Zehntausenden ausgepfiffen. Je mehr
Ministerpräsident Andreotti dem KP
Chef "großen Verantwortungssinn" be
scheinigte und Fiat -Boß Agnelli die
"politische Noblesse" Berlinguers
rühmte, desto mehr rührte sich die
Basis. Die KPI mußte einen zehrtägi
gen Feldzug zur Aufklärung der Kader,
"über die Lage der Nation" durchfüh
ren. Gegen die "brutalen Sanierungs
maßnahmen der Regierung Andreotti"
("Die Presse", 23.10.) rief die extre
me Linke zu Streiks auf, die, da sie
von der KPI hintertrieben wurden.
eine relativ geringe Beteiligung auf
wiesen. Die großen Gewerkschaften
haben sich dem Druck von unten bis
her entzogen, der auf einen General
streik gegen die Notstandsmaßnahmen
zielt ,



Gegen Bürokratie
und
Ökonomismus
Am Beginn der Kulturrevolution stand
eine Mischung aus sozialistischer Uto
pie, Machtkampf und realen gesell
schaftlichen Errungenschaften. Sie
streb~e das hochgesteckte Ziel an, ge
gen bürokratische Sattheit und Oppor-

I tunismus anzukämpfen, eine echt
proletarische Kultur, ein proletari
sches Bildungswesen und eine neue
Basisdemokratie zu schaffen und die
Produktionsverhältnisse auf eine höhe
re Ebene zu stellen, in der materielle
Anreize keine R::>lle mehr spielen. Es

sollte eine "zweite Revolution" sein,
eine Fortsetzung des politischen
Kampfes, der zur Errichtung der Volks
republik im Jahr 1949 geführt hatte.
Am Ende blieb aber nur noch der
Machtkampf.

Comics allS uef VR China ZlH Anti-KonfllZilJ~

Kamragne, gezeichnet von Ku Ping-hsin lind

110 YlI-chih (l ~i4)

Als Mao Tse-tung aufrief, die Übeln
der Vergangenheit auszumerzen und
die bürokratischen Kader zu kritisie
ren, waren Liu Schao-tji und seine
Anhänger praktisch schon gestürzt.

Aber zehntausende Kader aller Ehe
nen, die sich jahrelang bedingungslos
der Partei untergeordnet hatten und
von denen sich viele schon im Befrei
ungskrieg um die Revolution verdient
gemacht hatten, waren, als sie all
mählich Zielscheibe der Attacken
wurden, verunsichert, enttäuscht und
verbittert .

Unter den Millionen von Mittelschü
lern und Hochschülern, die sich ab
1966 in Gruppen Roter Garden organi
sieren, '.md durchs Land ziehen, zeich
nen sich allmählich unterschiedliche
strömungen ab. In vielen Verwaltungs
einheiten und Ämtern übernehmen
Rotgardisten selbst die Führung. Die
Armee wird von Mao Tse-tung aufge
fordert, die Linke zu unterstützen.

Links und rechts ist nicht immer klar
auszumachen. Die radikaleren Frak-

Itionen stützen sich vor allem auf Un
terprivilegierte - Gelegenheitsarbeiter
vom Land Zugezogene, abgerüstete '
Soldaten, die es schwer haben, An
schluß an die gleichen sozialen Be
günstigungen wie die Fabrikarbeiter
schaft zu bekommen. Die "Gemäßig
ten" sind mit der etablierten Kader
schicht und Teilen des (relativ privi
legierten) städtischen Proletariats ver
bunden.

Radikale
und Linksradikale
Im Sommer 1967 wird die "Rebellen
gruppe 516" für schwere Zwischen
fälle in Peking verantwortlich ge
macht. Djiang Tjing, bisher eng mit
dieser Gruppe verbunden, distanziert
sich und bezeichnet sie als Konterre
volutionäre. Der Großteil der Mitglie
der der "Gruppe Kulturrevolution"
beim ZK wird gesäubert. Djiang Tjing
und Yao Wen-yüän haben sich jedoch
rechtzeitig auf die andere Seite ge
schlagen. Im ganzen Land geht die
Armee gegen "Linksextremisten" vor,
Law-and-order-Parolen ersetzen die
kämpferischen Schlagworte der Kul
turrevolution. Die späten Einigungs
appelle Mao Tse-tungs und Dschou
En -lais verhallen. Die Armee besorgt
den Rest.

Von den inhaltlichen Zielen der Kul
turrevolution bleiben nur die Erfolge
im Bildungswesen, die Abschaffung
des Prämiensystems in der Industrie
und eine Neuorientierung der Entwick
lungspolitik auf eine "Industrialisie
rung vom Land aus" hin (ein Ansatz,
der aber auch schon vorher bestanden
hat).

Die Revolutionskomitees, in denen
verschiedene politische Kräfte präsent
waren und die das Prinzip der Basis
demokratie verwirklichen sollten, ver
loren bald diese Funktion. Jene "Re
bellen" und Rotgardisten der Kultur
revolution, die zur Kooperation in
diesen Revolutionskomitees bereit
waren, wurden nach wenigen Monaten
gesäubert und durch Militärs und alte
Kader ersetzt. Die Komitees selbst
verloren bald jede politische Macht
und sind heute reine Verwaltungsor
gane.

Sinnsprüche
über dem Bett
Auf dem Neunten Parteitag 1969 wird
Lin Biao als Nachfolger Mao Tse-tungs

im Parteistatut verankert. Der Kult um ,
die Person Maos erreicht ihren Höhe
punkt. Aber weder die chinesische

Öffentlichkeit noch die Außenwelt
nehmen zunächst wahr, daß es hinter
der Fassade neuerlich gärt. Hergang
und Hintergründe des sturzes Lin Biaos
sind trotz einiger offizieller Erläute
rungen und der Veröffentlichung eines
angeblichen Putschplanes weiterhin
höchst unklar. Neben diesem Putsch
plan werden als Belege für die Ver
schwörung Lin Biaos nur Sinnsprüche
über seinem Bett (!) und Notizen in
"geheimen Tagebüchern" herangezo
gen. Die Widersprüche in den offiziel
len Darstellungen sind zu deutlich.

Tatsache scheint nur zu sein, daß Lin
Biao Machtambitionen zeigte und
Mao Tse-tung auf verschiedene Weise
ausschalten und als "Staatsoberhaupt"
beiseite schieben wollte, und daß
seine Familie und einige hohe Militärs
bei einem Fluzeugabsturz über der
Mongolei ums Leben kamen. Die mon
golischen Behörden haben diesen Ab
sturz bestätigt. Ob Lin Biao selbst da
bei war, wird allerdings bezweifelt.
Die These, daß er von Konkurrenten
um die Macht (Djiang Tjing und Co. ?)

beseitigt wurde, läuft auch in China
als Gerücht und hat einiges für sich.

Politisch wurde der Sturz Lin Biaos nie !

aufgearbeitet. Die widersprüchlichen
Vorwürfe reichen von linkem utopis
mus über Revisionismus zu Restaurie
rung des Kapitalismu5.

Die Referate von Dschou En-Iai und
Wang Hung-wen auf dem Zehnten
Parteitag im August 1973 markieren
den Beginn einer ausgedehnten Kam
pagne zur Kritik an Lin Biao, die
aber im Formalen hängen bleibt.
Gleichzeitig ruft Wang Hung -wen auf,
"gegen den Strom zu schwimmen",
vor politischen und persönlichen
Nachteilen nicht zurückzuschrecken,
wenn man Kritik üben will.

D0
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Archiv
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Seit dem 16. November ist das
Archiv der föj - BfS in der Porzellan
gasse 33a, Tel. 3467 145, an Werk
tagen täglich von 14-20 Uhr, an
Samstagen von 8-14 Uhr geöffnet.
Über 70 vorwiegend linke Zeit
schriften aus dem 1n- und Ausland
warten auf Lesehungrige! !!

Ob Hua Guo-feng diesen Kurs zu füh
ren vermag, scheint unsicher. Von
ihm sind keine theoretischen Aussagen
bekannt und er ist von einflußreichen
Provinzgouverneuren und Militärkom
mandanten abhängig. Die Mär vom
allmächtigen Alleinherrscher Hua ist
unbegründet. Aber die sozialistische
Opposition Chinas, die zuletzt durch
die Machtambitionen der Radikalen
zum taktischen Verbündeten der
Dschou-Deng-Linie geworden ist, wird
ihren Spielraum wahrscheinlich aus
nützen können. Liberalisierungsten
denzen in der Kulturpolitik haben sich

schon angekündigt.

Die neue Parteiführung wird man da
nach beurteilen müssen, wieweit es
ihr gelingt, aus den Fehlern des Büro
kratismus vor der Kulturrevolution zu
lernen und den sozialistischen Aufbau
des Landes mit einer Sicherung der
materiellen Basis zu verbinden.

ben war und nur als strategische Waffe
im Palastkampf diente. Die Erfolge
der Bildungspolitik illustrieren das
erstere, der sterile Kultureintopf ist
ein Beispiel für den zweiten Fall.
Zwischen dieser verwaschenen Utopie
(die in ihrer Funktion wieder reaktio
när ist!) und dem sowjetischen Weg
muß China seine Linie finden.

Sozialistische
Opposition
Wo bleiben die idealistischen Ziele,
die man mit Djiang Tjing, Yao Wen
yüän und Co. (zum Teil zu Unrecht)
assoziert hat, die Abschaffung der
Einkommensunterschiede, die prole
tarische Kulturpolitik, das neue Bil
dungswesen ? Hier wird man sehr ge
nau unterscheiden müssen zwischen
tatsächlichen Fnungenschaften und
einem "Links"-utopismus, der von
der historischen Entwicklung und dem
Bewußtsein der Volksrnassen abgeho-

Wo hatte die Wang-Dschang-Djiang

Yao-Gruppe nun ihre Basis? In den
Massen kaum mehr. Am ehesten noch
bei jenen Kadern, die wie sie selbst
durch die Kulturrevolution ihre Posi
tionen erlangt hatten, in den Presse
und Propagandastellen, und nicht zu
letzt scheint Mao Tse-tung selbst um
die Einheit der Partei willen diese
Fraktion gestützt zu haben.

Ob Mao allerdings noch Herr der Situa
tion war, ist zweifelhaft. Ende 1975
mußten die engsten Mitarbeiter des
greisen und kränklichen Parteivorsit
zenden aus seiner Nähe verschwinden.
Djiang Tjing selbst erhielt - wie wir
heute wissen - eine fast vollständige
Kontrolle über die Kontakte Mao Tse
tungs mit der Außenwelt. Seine letz
ten überlieferten Zitate (über den
Sturz Deng Hsiao-pings) sind mögli
cherweise entstellt oder gefälscht.

oder andere Personen, die in der Kul- I
turrevolution Angriffsziele geworden
waren. Die Kritik richtet sich nun ge- ,
gen die Gruppe um Djiang Tjing, I
Wang Hung-wen, Dschang Tschun-tjiao
und Yao Wen-yüän, die sich durch
den Opportunismus in der Kulturrevo
lution und den Verrat ihrer Prinzipien
(und Anhänger) an die Parteispitze ge
schoben hatten und letztlich selbst
zum Inbild machthungriger Kader ge
worden sind, die beginnen, über die
Volksrnassen hinweg um Posten und
Nachfolge im "Palast .. zu intrigieren.

Nach dem Tod Dschou En-Iais sind
die Mehrheitsverhältnisse im Politbüro
offensichtlich günstig: Deng Hsiao-ping
wird neuerlich gestürzt. Aber die Ge
neralprobe für den Tod Maos gelingt
nur teilweise. Der Widerstand an der
Basis kommt offen zum Ausbruch und
wird wieder durch die Exekutive nie
dergehalten.

In Tschengdu, der Hauptstadt von
Sitschuan, wird das Revolutionskomi
tee der Provinz niedergebrannt, in
Djianghsi läßt die örtliche Verwaltung
LKW-Ladungen mit steinen und Eisen
stangen gegen Demonstranten ein
setzen, Wandzeitungen in Peking be
richten von zahlreichen Todesopfern.

Misslungene
Generalprobe

Aber nicht zum ersten Mal dreht sich
eir.e solche Kampagne gegen die, die
sie inszeniert haben. Als Mao Tse
tung im April 1974 im ZK-Rundschrei
ben Nr. 18 einen Freibrief für kritische
Wandzeitungen ausspricht, gewinnt
die Bewegung an Dynamik.

Viele, die in der Schlußphase der Kul
turrevolution durch die Armee aus den
Positionen verdrängt worden waren,
nutzten die Kritik an Lin Biao, um
volle Rehabilitierung zu verlängern
und den Machtmißbrauch der Lin-Biao
Zeit anzuprangern. Denn Angehörige
der ehemaligen radikalen Rotgardisten
Fraktionen sind immer noch inhaftiert
und politisch geächtet.

Die in Amt und Würden verankerten
Kader selbst sind zurückhaltend. Nie
mand will sich die Finger verbrennen.
Aber die Kampagne gegen Lin Biao
bietet Gelegenheit, grundsätzlich
Kritik zu üben. Da die Repression so
fort einsetzt, sind gewaltsame Kon
flikte und eine Behinderung der Pro
duktion unvermeidlich. "Einige Leute
... spielen weiterhin einzelne Regio
nen und Sparten der Produktion gegen
einander aus, organisieren Fraktionen
und betreiben einen Bürgerkrieg «I»~

... es gibt auch Leute, die den Un
sinn verbreiten, man solle nicht für
die falsche Linie produzieren; sie pro
pagieren öffentlich Arbeitsniederlegun
gen und Prod uktionsstillst and ... "
(ZK-Rundschreiben NI. 21, 1. 7.74)

Es geht nicht mehr um Deng Hsiao
ping, der gerade rehabilitiert wurde,
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200 Jahre USA:

Eisschränke für Eskimos
Die 200jährige Geschichte der Vereinigten staaten ist auch eine Geschichte
der Ausrottung und Vernicht ung. Ein Jahrhundert lang Kampf gegen die
indiani~chen Eingeborenen war mit Voraussetzung für die Etablierung der
imperialistischen Großmacht. Der Völkermord des 19. Jahrhunderts Yiird im
20. Jahrundert abgeschlossen: in Reservaten, Slums und als Sozialfälle leben
jene Eingeborenen, die nicht gerade als Touristenattraktion vor Reisegruppen
auftanzen. Die einst 300.000 polynesischen Ureinwohner von Hawaii sind
auf 7000 geschrumpft, von denen die Hälfte im Gefängnis sitzt und die ande
re Hälfte von der wuchernden Bodenspekulation in Blechhüttensiedlungen
gedrängt wurde. Und eine dritte Gruppe von Ureinwohner ist gerade dabei,
vernichtet zu werden: die Indianer und Eskimos Alaskas.

*P. L.
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der aus den Taschen gezogen, die
ihnen neben dem allgegenwärtigen
Alkohol Cadillacs verkaufen, die auf
den vereisten, verschneiten und ver
schlammten Strassen unbrauchbar
sind, oder modische blue jeans, die
auch gegen den Sommer in der Arktis
keinen Schutz bieten. Einer Welle

von Geisteskrankheiten, die unter
den Eskimos ausgebrochen ist, stehen
die Psychiater hilflos gegenüber und
studieren die Arbeitsmethoden der
Schamanen, der indianischen Priester. l

die zumindest Kontakt zu ihren Patien- :
ten gefunden ha ben. i

Der amerikanische Kapitalismus hat
es geschafft, de n Witz über den Ver
treter, der den Eskimos Eisschränke
verkauft, Wirklichkeit werden zu
lassen.

Mittlerwe ile haben sich die Mord
fälle verdoppelt, die Selbstmorde
verdreifacht. der Alkoholismus ist
weit verbreitet. Im Sommer über
schwemmen amerikanische Touristen
die Gegend, machen Jagdausflüge
und vernichten das Wild, das den
Eingeborenen Nahrung bedeutet. Die
Eskimos ziehen in die Städte, in de
nen es kein Trinkwasser und keine
Kanalisation gibt. und verdingen
sich als Hilfsarbeiter, in Spielhöllen
und Bordellen. "Die bedeutendste
wirtschaftlich-kulturelle Errungen
schaft der Ölleitung bezüglich der
Eingeborenen ", meinte ein Ethnologe.
"besteht in der großen Anzahl von
Eskimofrauen und -mädchen, die der
Ölrausch zu Huren macht ". Die Ent
schädigungssummen, die die mit ei
ner kapitalistischen Geldwirtschaft
kaum vertrauten Eskimos, für enteig
netes Land erhalten, werden ihnen
von skrupellosen Händlern sofort wie-

fure Sprache kannte mehr als hundert
Ausdrücke für die verschiedenen
SChnee arten. doch das Wort "Krieg"
fehlte in ihrem Vokabular. Die Jagd
auf Felle, Wale und Gold im 19. Jahr
hundert war auch eine Jagd auf die
Eingeborenen, die um die Hälfte dezi
miert wurden. Im Zweiten Weltkrieg
und im Koreakrieg baute die US-
Army Alaska zu einem großen stütz
punkt aus und bediente sich der Ein
heimischen als Arbeitskräfte. die in
die Slums der weißen städte zogen.
Als vor acht Jahren an der Nordküste
Alaskas riesige Ölvorkommen ent
deckt wurden, entbrannte ein langer
Kampf zwischen den Ölgesellschaf
ten und den Naturschützern. Es ging
um die befürchteten Schäden, die
der Bau der Pipelines an Fichten,
Weidenbüschen, Grizzlybären und
Elchen anrichten könnte. Von den
Menschen in jenem nördlichsten
Bundesstaat der USA sprach niemand.
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die Studienrichtungsvertreter Soziolo
gie sollten anläßlich ihres Streiks
vor den Kadi geschleppt werden.
Die Staatsanwaltschaft stellte des
Verfahren mangels strafbarer Tatbe
stände ein.

UNIVERSlTAT \-lIEN
UN I VERS IT ÄTSD I REKT I ON
Dr.Karl Lueger-Ring 1

/>.-1014 Wien

GZ. 55/11 - 1975/76

Herrn
Michael Grosser

Grilnangerg. 2/17
1010 W 1 e n

Wien, am 14.10.1976

•

Berufsverbot:

M.P. *

als das. Die Vertreter des Kapitals
bestellen sich eine Fernsehsendung
("Der Widerspenstigen Zähmung "),
wo sie eindeutig ihren Stand punkt
darstellen: Die Industrie braucht kei
ne Soziologen, die können sowieso
nur demonstrieren, und heute tuns
nicht einmal mehr das. Einige Stu
denten' die sich neben Professoren
und Assistenten als Material für die
sen Film hergaten, haben erfahren,
was Manipulation heißt.

Aber jetzt wird' s schrittweise ernster.
Mit einem Federstrich ist das Sozio
logiestudium in Salzburg abgeschafft
worden (Repression beginnt immer

richtungsvertretungen, Hörerver
sammlungen, der Haupt- und der
Zentralausschuß der Österreichischen
Hochschülerschaft in einer Resolution
die Zurücknahme dieses Senatsbe
schlusses verlangt.

Sie glauben, uns mit politischen Re
ressionen einschüchtern zu können,
im Gegenteil. ..

~ Ansuchen um Zulassung zur Promotion unter den
Auspizien des Bundespräsidenten

Der Akademische Senat der Universität Wien hat

1n seiner Sitzung am 13.10.1976 beschlossen, Ihr

04. Ansuchen dem Bundesminister turn für Wissenschaft

und Forschung nicht vorzulegen, da nicht alle von

§ 2 des Bundesgesetzes Uber die Verleihung des Doktorates

unter dt!n Auspizien des Bundespräsidenten vcm 5. März

1952, BGBLNr. 58/1952 iod.g.F. geforderten Voraus

setzungen erfi.lllt worden sind. § 2 Ahs. 1 l1t.f leg.cit.

fordert, daß der Bewerber sich durch sein Verhalten

sowohl an der Hochschule als auch außerhalb derselben

als auszeichnungswi.lrdig erwiesen hat. Der Akademische

Senat ist zu der Auffassung gelangt, daS diese Voraus

setzung im Hinblick auf Ihre Rolle bei den Vorfällen

im Mathematischen Institut im Studienjahr 1974/75 nicht

gegeben ist.

Gem. § 2a leg.cit. ist ein wegen Fehlens der

voraussetzungen ablehnender BeschlUß der obersten

akademischen Behörde nur auf Antrag des Bewerbers mit

Bescheid auszusprechen. Sie werden daher ersucht, der

Universitätsdirektion mitzuteilen, ob Sie eine bescheid

mäßige Ausferitung des genannteT\.lleeahZusses wünschen.

D. ~-'r' R e Je.. , 0 r ;

\
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Österreichs Soziologen, stets bemüht,
ihre Harmlosigkeit und ihren Nutzen
für die Gesellschaft zur Schau zu stel
len, werden momentan von eben die
ser äußerst frustriert: Da läuft eine
Kampagne der Bundeswirtschaftskam
mer gegen die Soziologie und nie
mand ist bereit, allzu sehr für letzte
re Partei zu ergreifen.

Was ist passiert? Im Sommer dieses
Jahres sandte das Ministerium einen
Entwurf für eine Verlängerung des
Studienversuchs Soziologie aus, wie
in Österreich üblich, an die Sozial
partner. Reaktion der Unternehmer:
: ... brauch' ma net.' Aber mehr

Um zu verhindern, daß sich auch bei

uns ein ähnliches Klima wie in der
BRD einstellt, muß solchen politi
schen Disziplinierungsmaßnahmen
kollektiv begegnet werden. Deshalb
haben eine Vielzahl von Studien-

Trotz dieser formalen Rehabili 
tierung folgt nun ein folgenschweres
Nachspiel: Kollege GROSSER schloß
sein Studium mit Auszeichnung ab
und stellte den Antrag auf eine Pro
motion "sub auspiciis". Bei "sub
auspiciis" wird dem Antragsteller
nach Maßgabe der finanziellen Mög
lichkeiten eine Assistentenstelle ga
rantiert. Unter Bezugnahme auf die
damaligen "Vorfälle" wurde Micha
el GROSSER dieses s. a. vom Akade-

mischen Senat aberkannt. Er braucht

nur mehr einen Antrag zu stellen,

so wird ihm bescheidmäßig bestätigt,
daß Studentenvertreter, die sich an
Beschlüsse von Hörerversammlungen
halten, sich politisch betätigen und
Maßnahmen der Hochschulbürokratie
in Frage stellen,nicht auszeichnungs
würdig sind und auf der Universität
nichts zu suchen haben - schon gar
nicht als Assistenten.

Soziologie:

Das Kapital und die
Freiheit der Wissenschaft

Mathematik und Physik waren die
ersten Studienrichtungen an der Uni
versität Wien, wo die Zielrichtung
der Hochschulreform - Reglementie
rung und Verschulung der Hochschu
le zwecks besserer Anpassung an
Kapitalinteressen - in praktische
Schritte umgesetzt wurden. Im Rah
men der ersten Studienverschärfun
gen beschlossen die Mathematikstu
denten auf einer Hörerversammlung,
diesen mit wirksamen Mitteln
(Streik, Institutsbesetz ung) entgegen
zutreten. Die Hochschulbürokratie
antwortete darauf mit einer Krimi
nalisierung des Streikkomitees.

Michael GROSSER, damals unorga
nisierter Vorsitzender der Studien
richtungsvertretung Mathematik und
vier weitere Kollegen wurden bei
der staatsanwaltschaft angezeigt.
Anklagepunkte: Böswillige Sachbe
schädigung (= Benutzen eines Filz
stiftes des Overheadprojektors) und
Versuch eines tätlichen Angriffs
( =Der damalige Professor Grosser
fühlt sich gerempelt, als er wutent
brannt den überfüllten Hörsaal ver
lassen wollte.). Weiters sah Prof.
Grosser in der Aktion nur ein Ergeb
nis "subversiver" "radikaler" "Stö
renfriede". (Zitiert aus der Anklage
schrift). Derartige Einschüchterungs
versuche waren damals üblich- auch

"Kein akade
misches
Verhalten"

I

30 offensiv links



beim schwächsten Glied: dem Salz
burger Ordinarius Muhammed Rassem
- ein Bayer, der, so munkelt man,
deswegen zum Islam übergetreten ist,
weil ihm die katholische Kirche zu
links ist - wird keiner eine Träne
nachweinen) und die Reform der so
zialwissenschaftlichen Fakultät soll
eine radikale Kürzung der Soziologie
mit sich bringen; die Ökonomen müs
sen statt dessen, so die "Wirtschaft".
Fremdsprachen pauken. Die Phil. Fak.
Soziologie wird noch einmal um
zwei Jahre verlängert, wahr~cheinlich

um dann mit den SOWI-Fak Soziolo
gen auf ein Interfakultäre~ Institut ver
bannt zu werden. Auch die Gegen
wehr von vie len um ihre Pfründ e fürch
tenden Professoren und Assistenten
wird da nichts bringen.

Ein Symptom

Es wäre falsch, aus all dem zu fol
gern, die Soziologie wäre in irgend
einer Form gefährlich für diejenigen,
die ihre Abschaffung so eifrig be
treiben - im Gegenteil, ist doch ih
re Forschungspraxis genauso wie ihr
Begriffssystem geprägt von einer un
bewußten Bej ahung der herrschenden
Verhältnisse. Auch im Protestbrief
der (geschnittenen) Soziologen wird
bloß bejamm ert, daß die "Verwert
barkeit" der Soziologie zu kurz ge
kommen sei, nicht aber, daß sie ihre
RedUZierung genau denselben Idealen
verdankt, mit denen sie Ende der
sechziger Jahre in Österreich größere
Breitenwirkung erreichte: Als System
des Krisenmanagement, als das sie
sich in Österreich nicht hat durch
setzen können.

sehr vom unpolitischen "normalen
Studenten ". Während Teile der "lin
ken" (KSV) Widerstand überhaupt
blockieren, andere (MLSl ihn zu
einem äußerlichen Ritual des Sc he i 
te rn s umfunktioniert haben, flüch
ten sich immer mehr in eine Art "neu
e Innerlichkeit". Der von uns festge
stellte und unterstützte Drang zur un
dogmatischen Linken droht stecken
zubleiben , wenn es nicht ge ringt, pa
rallel zur Aufhebung der Isolation am
Arbeitsplatz, an den Instituten, ein
übe r g re i f end e s Selbstverständnis

zu entwicke In.

Zur weiteren Strategie
an den Hochschulen
Es wäre unehrlich zu sagen, die Stra
tegiefindung unter den Basisgruppen
und das, was die Gemeinsamkeit un
ter ihnen ausmacht, sei über die Ab
lehnung des Dogmatismus und seiner
Art, Politik zu "machen", hinaus.
Auch hat sidl gezeigt, daß ühertrie
bene Erwartungen betreffs Ausbrei 
tung eines Politikven.tändnisses dieser
Art zurückgenommen werden müssen.
Wo der Anspruch gestellt wurde, die
Politik autonom zu bestimmen, war
immer schon ein gewisses Maß poli
tischer Erfahrung vorhanden - oder
es stellten sich Enttäuschungen ein.
Es soll hier nicht weiter auf das Prob
lem eingegangen werden, wie die
Wahlerfolge usw. zu beurteilen sind,
ob wir die studenten' angelinkst' ha
ben oder ob wir uns bloß täuschen.
Klar ist, daß diese Erfolge rückgängig
gemacht werden, wenn es nicht ge
lingt, sie in zwei Richtu~en abzu-

sichern: Einerseits in Hinblick auf die
Berufsfelder, andrerseits aber auch in
Hinblick auf die Herstellung eines prä
ziseren politischen Selbstverständnis
ses. Die Sympathie und "Erbauung"
am Auftreten von Linken, die nicht
grenzenlos realitätsblind und trotz
dem Gegner der herrschenden Verhält
nisse sind, bede utet noch nicht, sich
über irgend etwas im klaren zu sein.
Es spiegelt höchstens die Krise b ü r
ge rl ich e r Integrationsideologien
wider (Stand doch tatsächlich un
längst auf einem Burschenschafterflug 
blatt, daß sie bei Most und Speck
"die Isolation ... der Individuen ...
aufheben wollen" - vielleicht sogar
"tendenziell" ??)

Es ist allerdings schwierig, zu diesem
gemeinsamen Selbstverständnis zu
kommen. Es ist jedem klar, daß es
sich nicht aus der bloßen Aufarbei
tung von Erfahrungen zwischen den
Instituten ergibt. Es ist auch nicht
die Summe der Interessen und Be
dürfnisse einzelner kollektiv privati
sierender Zirkel. Es kann sich nur aus
einem kollektiverarbe iteten Wiss e n
ergeben, wie Bewußtsein und Hand-

lungen der Angehörigen der Institu
tion Universität von Kapital be
stimmt werden - um so Richtlinien
für das unmittelbare politische Han
deln an der Universität zu gewinne n,
das sich den Anspruch stellt, gegen
das Kapital gerichtet zu sein. Diese
Anstrengung zu unternehmen, bedarf
einer Motivation; diese Motivation
könnte unter Umständen die kollek
tive Selbstdarstellung bei den Hoch
schülerschaftswahlen 1977 sein.

-fjn- *

Bitte ausschneiden und an die Adresse:

1040 WIEN, BELVEDEREGASSE 10 schicken.

Ich möchte gerne "offensiv links" für ein Jahr abonnieren

Wichtiger als das Schicksal einer bür
gerlichen Einzelwissenschaft ist aber
die Tatsache, daß die Umstrukturie
rung der Hochschulen nach Kapital
interessen in Österreich noch lange
nicht beendet ist Als die Linken die
"technokratische Hoch schulreform "
bejammerten, da betraf diese haupt
sächlich die technischen studienrich
tungen; in dem Augenblick. wo die
traditionell stärkste Bastion einer noch
ansatzweise vorhandenen Reflexions
freiheit, die Philosophische Fakultät,
real angegriffen und durch die Diplom
ordnungen in eine Ausbildungsfabrik
verwandelt wird. unterscheidet sich
das unpolitische bis sektiererische Re
signieren vor der Schwierigkeit eines
gemeinsamen Vorgehens nicht mehr
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~!J~!!!5ongreB *
in Wien vom 3D.Oktober bis l.November '76

Die Diskussion
geht weiter

Schon von vornherein stand fest, daß
der Bundeskongreß kein Abschluß
einer Diskussion, sondern einen neuen
Akzent in der laufenden Debatte dar
stellen sollte.

Die Vorbereitung fand ihren Nieder
schlag in den vorgelegten Arbeits
unterlagen:

() Zur wirtschaftlichen Situation
in Österreich und der Politik
der SPÖ

chend blieben sehr viele Fragen of
fen und bilden so den Gegenstand
weiterführender Arbeitskreise, wie
z. B. die Stellung zum sogenannten

"Eurokommunismus" im Rahmen der
"Internationalism us" -Diskussion.

Die Debatte um Organisationsfragen
und die Zielsetzungen unserer Politik
wurde verständlicherweise durch die
Erfahrungen mit den verschiedenen
"Basisinitiativen " (besonders der Are
na) beeinflußL Trotz der Ablehnung
karikaturhafter Kadervorstellungen
sind wir gezwungen, uns hauptsäch
lich an die Teile der Arbeiter und
Angestellten zu wenden, die sich be-

reits in irgendeiner Form aktiv mit
ihren Problemen auseinandersetz
ten. Wir haben in unseren Organisa 
tions- bzw. Aktionsformen an den
Bedingungen und Bedürfnissen dieser
Teile der Bevölkerung, denen wir
auch selbst angehören, anzusetzen.

Innerorganisatorisch wird versucht

werden, die mangelhafte interne

Kommunikation, die es Genossen
mit wenig Freizeit oft unmöglich

macht, am internen Entscheidungs
prozeß mitzuwirken, zu verbessern:
Dies soll durch breitere Auffächerung
der Verantwortlichkeiten in den ver
schiedensten Bereichen, einer ver
stärkten schriftlichen Information
(Diskussionsmaterialien etc. ) und der
verstärkten mündlichen Information
durch die Bereichsverantwortlichkeit
gewährleistet werden. Dem entspricht
auch die Konzeption der neu gewähl
ten Leitung, wobei die "Bereichsver
antwortlichen " als Vertreter von Ar
beitsgruppen verstanden werden.

Der Bundeskongreß hat also im we
sentlichen keine "abschließenden Re
sultate ", sondern Gewichtungen für
die weitere Diskussion gebracht. Eine
Tatsache. die allen klar ist, für die
sich linke Politik und antikapitalisti
sche Strategie nicht im litaneimäßi
gen Hersagen von Leerformeln er
schöpft.

o Probleme des Internationalis
mus

o Zur Situation der föj - Bewe
gung für Sozialismus
Politische Bildung in der Orga
nisation
Forum im Club Links
Thesen zur Öffentlichkeits
arbeit
Aktuelle Probleme der Fntschei
dungsstruktur
Leitungsstruktur

Da diese Vorbereitung von zu weni
gen getragen wurde, nahmen viele
erstmals am Bundeskongreß die Mög
lichkeit wahr, zu diesen Themen
Stellung zu beziehen. Dementspre-
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.,.,offensiv links" FRAGEBOGEN
Dieser Fragebogen soll der Redaktion helfen, ein besseres Bild von den "offensiv links"-Lesern zu erhalten, um dadurch die
Zeitung besser gestalten zu können, Wir möchten daher alle Leser dringend ersuchen, die Fragen durch ankreuzen X zu
beantworten und den zusammengehefteten Fragebogen mijgtichst bald an uns zu schicken.

1. Angabe des Bundeslandes, in dem der Wohnort liegt o a) ja (welche?)

•••••••••••••••••••••• I ••••••••••••••••••••• '"

I •••••••••• , I Cl , •••••••• I •••• c ~ •

3. Altersangabe

4. Angabe des Berufes und der Branche (also z. B. nicht "Ange
ste llter", sondern "Versicherungskaufmann "; bei Studenten
Studienrichtung)

2. 0 männlich o weiblich
ob) ne in, nur se lten

13. Ich lese die "alternative" (Zeitschrift der GE)

o a) regelmäAig 0 b) selten 0 c) nie

14. Ich lese das "Wiener Tagebuch"

o a) regelmä6ig () b) selten 0 c) nie

15. Ich lese andere linke Zeitschriften

5. D~r Betrieb, in dem ich arbeite, hat

o a) bis 10 Beschäftigte

o b) bis 50 Beschäftigte

o c) bis ]00 Beschäftigte

o d) über ]00 Beschäftigte

6. Ich bin Mitglied

o a) der Bewegung für Sozialismus (FÖJ;

o b) der Arbeitsgemeinschaft für Gewerkschaftliche Einheit

o c) anderer politischer Organisationen lind zwar:

o d) keiner politischen Organisation

7. Ich besuchte bis her den Club Links

o a) häufig (mehr als 10-mal im Jahr)

ob) gelegentlich

o c) nie

8. Ich bin am Badeplatz der BfS(FÖn am Neufeldersee

o a) häufig (mehr als 5-mal im Jahr)

o b) gelegentlich

o c) nie

9. Ich nehme an politischen Veranstaltungen teil (Informations
Diskussionsveranstaltungen, Demonstrationen usw. )

o a) häufig 0 b) selten 0 c) nie

10. Ich habe Interesse an Arbeitskreisen

o a) ja (an welchen Themen?)

.................................................
o b) nein

11. Ich lese regelmäi\ig Tageszeitungen

o a) ja (welche?)

..............................................
o b) nein, nur gelegentlich

12. Ich lese regelmä"ig Wochen- Monatszeitungen, Magazine

o a) regelmä'ig (welche?)

ob) selten

o c) nie

16. Ich bekomme die "aktuelle information" der BfS

oa)ja ob)nein

1'7. Ich lese "offensiv links"

o a) regelmärig 0 b) se lten

18. Ich lese "offensiv links" seit

o a) der 1. Nummer (März 1974)

ob) einem späteren Zeitpunkt (seit wann ungefähr?) •.•.••

19. Ich bekomme "offensiv links"

o a) im Abonnement

o b) von Arbeitskollegen oder Studienkollegen

o c) von FreUl~den, Bekannten, die keine Arbeitskollegen sind

o d) durch anderes (wodurch ?) •••.•.•••. , •. , •.••••••.••.•

20. Ich lese in "offensiv links" (Mehrfachangaben möglich)

c a) alles

o b) meist nur einzelne Artikel und zwar

o eher innenpolitische Themen

o eher außenpolitische Themen

o eher gesellschaftspolitische Themen

o richtet sich nach interessantem Titel

21. Ich kam mit "offensiv links" in Kontakt

o a) durch Bekannte am Arbeitsplatz, Universität

o b) durch Bekannte außerhalb des Arbeitsplatzes, der Uni

o c) Straßenverkauf bzw. Büchertisch

o d) durch die Bewegung für Sozialismus (FÖn

o e) durch Werbeaussendungen

o f) Sonstiges (was?) •...••••.•.•.•.•.•..•.•.•.....•..
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23. Dtt Stil, in dem "offensiv links" geschrieben wird ist

o a) gut lesbar

o b) zu kompliziert

o c) zu primitiv

24. Die graphische Gestaltung von "offensiv links"

o a) gut

o b) es sollten mehr Stellungnahmen der BfS abgedruckt werden

o c) "offensiv lirks" sollte Zentralorgan der BfS sein

o d) ist mir egal

26. Theoretische Beiträge werden in der von der Bewegung für
Sozialismus herausgegebenen unregelmäßig erscheinenden
Zeitschrift "aspekte" veröffentlicht.

o a) Ich habe schon mehrere Nummern der "aspekte" gelesen

o b) Ich habe weniger als 3 Nummern der" aspekte" gelesen

o c) Ich kenne die "aspekte", habe sie aber noch nie gelesen

o d) Ich habe bisher noch nie von den "aspekten" gehört

27. "offensiv links" ist kein Zentralorgan. Ich finde das

o nicht übersichtlicha) 0 übersichtlich

22. Ich gebe "offensiv links" weiter ( Mehrfachnennung möglich)

o a) an Arbeits-, Studienkollegen

o b) Freunde, Bekannte, Familienmitglieder

c c) gebe 0.1. nicht weiter (warum ?)

b) 0 genügend Karikaturen 0 zuwenig Karikaturen

o zuviel Karikaturen
28. Folgende Kritik, Anmerkungen möchte ich noch zu

"offensi\ links" machen.
2;), Ich lese "offensiv links" weil ich mir erwarte

o a) eine Gegen- bzw. Zusatzinformation zu anderen Medien

ob) Informationen zu bestimmten Sachgebieten (welche?)

••••.•• .. '10· •• • •••• , ••••••••..•. 1t ••• :>." ... _ .....

o c) die Stellungnahme der BfS(FÖ1) zu bestimmten Themen

o d) theoretische Strategieartikel

oe) anderes (was?) •..• ' •...•. ,

(Mehrfachnennungen möglich)

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - "i41'" f q L+e., - - - - - - - - - - - - - - - - - - -.

Postgebühr beim Empfänger einheben

An den Vertrieb von

"offensiv links"

Belvedereg. 10

1040 Wien
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Samstag

Geöffnet ab 19 Uhr • Diskussions- und Vortragsbeginn 19.30 Uhr
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Revolution oder
Konterrevolution?

Referent: ZSolt Patka

Samstag

Freitag

2111.

3.12. rnrnrnrornrn ~rn
siehe auch OFFENSIV LINKS Nr. 28

412 16UhrfürKinder KRAmpU~FE~T
• • abends für alle J J I

Samstag

10.12.MITBESTIMMUNG IN VERSICHERUNGS-
Freitag ANSTALTEN Diskussion mit Betriebsräten

11.12. !~JJ;)!JlI-!l~j ~~~J
Samstag

1Z12 Biennann-Abend
Freitag • anschI. Diskussion mit fortschrittlichen Künstlern

18.12. CIIt/III01H1Hllt!

1020 Wien, Odeongasse 1 (Ecke Große Mohrengasse), Telefon: 24 70 402 ~ ._______ �8

2611 ARENA-DISKUSSION -a
F"".g· • Meinungsverschiedenheiten in und um die Arena =

Die Arbeitsgruppe ~

LEHRLl~~§!!!&1!!!!richtet •
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